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BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Das EU-Emissionshandelssystem (EU-EHS) ist der Grundpfeiler der Klimapolitik der 
Europäischen Union und ein wichtiges Instrument zur Erreichung des EU-Ziels, Emissionen 
von Treibhausgasen (THG) auf kosteneffiziente Weise zu verringern. Im Rahmen des EU-
EHS können Anlagenbetreiber der Industriesektoren kostenlose Zertifikatzuteilungen 
erhalten, damit die potenziellen Risiken einer Verlagerung von CO2-Emissionen gemindert 
werden. Die Verlagerung von CO2-Emissionen bezeichnet den möglichen Anstieg der 
weltweiten Treibhausgasemissionen in dem Fall, dass Unternehmen ihre Produktion aufgrund 
von mit der Klimapolitik verbundenen Kosten in andere Länder verlagern, in denen die 
Industrie keinen vergleichbaren CO2-Auflagen unterliegt, sowie das damit verbundene Risiko 
steigender weltweiter Emissionen und die negativen Auswirkungen auf das 
Wirtschaftswachstum und die Beschäftigung. Die EU-EHS-Richtlinie1 wurde überarbeitet und 
an die Klima- und Energieziele für 2030 angepasst. 

Während die überarbeitete EU-EHS-Richtlinie bereits die Hauptkriterien zur Festlegung der 
kostenlosen CO2-Zertifikate sowie Vorschriften zur Zuteilung und zur Anpassung der 
kostenlosen Zuteilung an Produktionsänderungen enthält, müssen ausführlichere 
Durchführungsbestimmungen festgelegt werden. Dazu gehören die Hinzufügung oder 
Streichung von Begriffsbestimmungen, mögliche Änderungen der Überwachungsvorschriften 
in Bezug auf die von den Mitgliedstaaten erhobenen Daten und die Daten zur 
Produktionsmenge sowie die Festlegung der historischen Aktivitätsraten. 

Gemäß der überarbeiteten EU-EHS-Richtlinie ist die Kommission ermächtigt, einen 
delegierten Rechtsakt zu erlassen, der die unionsweiten und vollständig harmonisierten 
Maßnahmen für die Zuteilung kostenloser Zertifikate betrifft. Diese Möglichkeit wird für die 
Aktualisierung der derzeitigen Vorschriften über die kostenlose Zuteilung genutzt. 

2. KONSULTATIONEN VOR ERLASS DES RECHTSAKTS 

In Bezug auf den Fahrplan für den delegierten Rechtsakt zur Änderung der Vorschriften über 
die kostenlose Zuteilung im EU-EHS fand vom 20. März 2018 bis zum 17. April 2018 eine 
öffentliche Konsultation statt.2 Insgesamt gingen 29 Beiträge ein. Zu den Teilnehmern 
gehörten europäische und nationale Industrieverbände, eine NRO und mehrere 
Privatunternehmen. Unter anderem waren die Chemiebranche und die Industriezweige Eisen 
und Nichteisenmetalle, Zement, Keramik, Düngemittel, Magnesium, Kunststoff und Zucker 
vertreten. Beiträge gingen aus 9 Mitgliedstaaten (Deutschland, Frankreich, Spanien, die 
Niederlande, Schweden, Belgien, Polen, Österreich und Vereinigtes Königreich), Norwegen 
und europäischen Organisationen ein. 

Ferner wurde der delegierte Rechtsakt am 22. Februar mit den Mitgliedstaaten in der 
technischen Arbeitsgruppe „Benchmarks“ und am 22. März mit den Mitgliedstaaten und 
Interessenträgern in der Sachverständigengruppe zum Klimawandel erörtert. Die Sitzungen 
der letztgenannten Gruppe fanden am 4. Mai, 14. und 15. Juni und am 17. Juli 2018 statt. 

Diese Sachverständigen sprachen ihre allgemeine Unterstützung für den Entwurf der 
Zuteilungsvorschriften aus und lieferten zahlreiche allgemeine und technische Anmerkungen 

                                                 
1 Richtlinie (EU) 2018/410 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2018 zur Änderung der 

Richtlinie 2003/87/EG zwecks Unterstützung kosteneffizienter Emissionsreduktionen und zur Förderung von Investitionen mit 
geringem CO2-Ausstoß und des Beschlusses (EU) 2015/1814 (ABl. L 76 vom 19.3.2018, S. 3). 

2 https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2018-1523713_en 
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zu allen spezifischen Aspekten des Rechtsakts.  Diese Anmerkungen wurden eingehend 
analysiert und nach Bedarf in den Rechtsakt aufgenommen.  

Ferner konnte zwischen dem 26. Oktober und dem 23. November 2018 vier Wochen lang 
online zum Wortlaut der delegierten Verordnung über das Portal „Bessere Rechtsetzung“ 
Stellung genommen werden. 58 Beiträge gingen ein, bestehend aus Beiträgen von 
Unternehmen und Unternehmensverbänden (48), Behörden (5), Bürgerinnen und Bürgern (3) 
und Gewerkschaften (1) sowie einem Beitrag aus unbekannter Quelle. 

Die wesentlichen Elemente der Verordnung über die kostenlose Zuteilung können wie folgt 
zusammengefasst werden: 

(a) Für die kostenlose Zuteilung im Zusammenhang mit dem Abfackeln von Restgasen 
sollte ein längerer Übergangszeitraum oder keine Befristung vorgesehen werden.  

(b) Die historischen Aktivitätsraten als Teil der Zuteilungsformel sollte anhand des 
Medians anstelle des arithmetischen Mittels berechnet werden. 

(c) Die Frist für die Beantragung der kostenlosen Zuteilung wird als zu knapp erachtet, 
und es sollte eine Fristverlängerung bis zum 30. Mai geprüft werden, um der 
Industrie mehr Zeit einzuräumen.  

Diese Probleme wurden bereits von der Sachverständigengruppe zum Klimawandel erörtert 
und es wurden keine neuen Argumente oder Informationen vorgebracht. Die Kommission hat 
den Wortlaut der delegierten Verordnung beibehalten, nachdem sie die eingegangenen 
Stellungnahmen analysiert hat.  

Weitere eingegangene Anmerkungen beziehen sich auf die Bestimmungen der überarbeiteten 
EU-EHS-Richtlinie (insbesondere die Aktualisierung der Benchmarkwerte und den Umfang 
der zu erhebenden Daten) sowie auf einen Durchführungsrechtsakt zu den Anpassungen der 
Zuteilung, den die Kommission 2019 zu erlassen beabsichtigt. 

 

3. RECHTLICHE ASPEKTE DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Der Geltungsbereich der Überarbeitung der Vorschriften für die kostenlose Zuteilung ist 
weitgehend durch die überarbeitete EU-EHS-Richtlinie geregelt. Die Bestimmungen über die 
kostenlose Zuteilung sind denjenigen vergleichbar, die im Rahmen des EU-EHS vor seiner 
Überarbeitung galten. 

Während der Geltungsbereich der 54 Benchmarks unverändert bleibt, sind in Bezug auf neue 
Marktteilnehmer und Kapazitätserweiterungen neue Vorschriften erforderlich, da die 
Methoden für die kostenlose Zuteilung in diesen Fällen geändert wurden. Außerdem sind die 
Konzepte betreffend Kapazitätsänderungen in den Anlagen nicht mehr relevant. 

Die Datenerhebung durch die Mitgliedstaaten wird neben den Daten für die Festlegung der 
historischen Aktivitätsraten als Grundlage zur Berechnung der kostenlosen Zuteilung von 
Zertifikaten an einzelne Anlagen auch Daten umfassen, die für die Aktualisierung der 
54 Benchmarkwerte erforderlich sind. Dafür sind spezifische Bestimmungen über die 
Überwachung, Übermittlung und Prüfung der Daten notwendig. Ferner umfasst der Rechtsakt 
Lösungen für Probleme, die bei der Umsetzung der derzeitigen EU-EHS-Phase ermittelt 
wurden. Beispielsweise werden die Möglichkeit des Verzichts auf die kostenlose Zuteilung 
(bei fortlaufenden Berichterstattungs- und Abgabepflichten) und Vorschriften zu Fusionen 
und Spaltungen von Anlagen in den Rechtsakt aufgenommen. 
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) .../... DER KOMMISSION 

vom 19.12.2018 

zur Festlegung EU-weiter Übergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen 
Zuteilung von Emissionszertifikaten gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates  
 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in 
der Union und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates3, insbesondere auf 
Artikel 10a Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Richtlinie 2003/87/EG ist geregelt, wie die übergangsweise kostenlose 
Zuteilung von Emissionszertifikaten im Zeitraum 2021-2030 erfolgen soll. 

(2) Mit dem Beschluss 2011/278/EU4 legte die Kommission EU-weite 
Übergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von 
Emissionszertifikaten gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG fest. Da die 
Richtlinie 2003/87/EG durch die Richtlinie (EU) 2018/410 des Europäischen 
Parlaments und des Rates5 erheblich geändert wurde, sollte der Klarheit im Hinblick 
auf die Vorschriften für den Zeitraum 2021-2030 halber der Beschluss 2011/278/EU 
aufgehoben und ersetzt werden. 

(3) Gemäß Artikel 10a Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG werden mit den EU-weiten 
und vollständig harmonisierten Übergangsmaßnahmen für die kostenlose Zuteilung 
von Emissionszertifikaten so weit wie möglich die Ex-ante-Benchmarks festgesetzt, 
um sicherzustellen, dass durch die Art der kostenlosen Zuteilung von 
Emissionszertifikaten Anreize für die Reduzierung der Emissionen von 
Treibhausgasen und für energieeffiziente Techniken geschaffen werden, indem sie den 
effizientesten Techniken, Ersatzstoffen, alternativen Herstellungsprozessen, der 
hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplung, der effizienten energetischen Verwertung 
von Restgasen, der Verwendung von Biomasse sowie der Abscheidung und 

                                                 
3 ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32. 
4 Beschluss 2011/278/EU der Kommission vom 27. April 2011 zur Festlegung EU-weiter 

Übergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten gemäß 
Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 130 vom 
17.5.2011, S. 1). 

5 Richtlinie (EU) 2018/410 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2018 zur 
Änderung der Richtlinie 2003/87/EG zwecks Unterstützung kosteneffizienter Emissionsreduktionen 
und zur Förderung von Investitionen mit geringem CO2-Ausstoß und des Beschlusses (EU) 2015/1814 
(ABl. L 76 vom 19.3.2018, S. 3). 
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Speicherung von CO2, sofern entsprechende Anlagen zur Verfügung stehen, Rechnung 
tragen. Gleichzeitig dürfen diese Maßnahmen keine Anreize für die Erhöhung von 
Emissionen bieten. Um die Anreize für das Abfackeln von Restgasen – außer der 
Sicherheitsabfackelung – zu verringern, sollten die historischen Emissionen aus 
abgefackelten Restgasen – ausgenommen Sicherheitsabfackelung – und aus 
Restgasen, die nicht zum Zweck der Erzeugung von messbarer Wärme, nicht 
messbarer Wärme oder Strom verwendet werden, von der Zahl kostenlos zugeteilter 
Zertifikate für relevante Anlagenteile abgezogen werden. Unter Berücksichtigung der 
Sonderbehandlung gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG und zur 
Gewährleistung eines Übergangs sollte dieser Abzug erst ab 2026 vorgenommen 
werden. 

(4) Für die Erhebung der Daten, die der Annahme der 54 Benchmarkwerte für die 
kostenlose Zuteilung im Zeitraum 2021-2030 durch Durchführungsrechtsakte gemäß 
Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG zugrunde zu legen sind, müssen auch 
künftig Benchmarks definiert werden, die die Produkte und damit verbundenen 
Prozesse einschließen und – bis auf einige Verbesserungen zur Rechtsklarheit und 
sprachliche Verbesserungen – mit den in Anhang I des Beschlusses 2011/278/EU 
enthaltenen Benchmarks identisch sind. Gemäß Artikel 10a Absatz 2 der 
Richtlinie 2003/87/EG sind die Durchführungsrechtsakte für die 54 Benchmarkwerte 
für die kostenlose Zuteilung im Zeitraum 2021-2030 anhand der im 
Beschluss 2011/278/EU der Kommission vom 27. April 2011 enthaltenen 
Ausgangspunkte für die Festsetzung des jährlichen Kürzungsfaktors für die 
Aktualisierung der Benchmarkwerte zu bestimmen.  Zum Zwecke der Klarheit sollten 
diese Ausgangspunkte auch in einem Anhang dieser Verordnung aufgeführt sein. 

(5) Die vor den Zuteilungszeiträumen erfolgte Datenerhebung dient der Festlegung der 
Menge der kostenlosen Zuteilung für Anlagen und der Bereitstellung von Daten, die 
für die Zwecke der Durchführungsrechtsakte verwendet werden, in denen die 
54 Benchmarkwerte für den Zeitraum 2021-2030 festgelegt werden. Gemäß Artikel 11 
Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG müssen ausführliche Daten auf Ebene der 
Anlagenteile erhoben werden. 

(6) Angesichts der wirtschaftlichen Bedeutung der übergangsweise kostenlosen Zuteilung 
und der Notwendigkeit, Anlagenbetreiber gleich zu behandeln, ist es wichtig, dass die 
von Anlagenbetreibern erhobenen Daten, die für Zuteilungsbeschlüsse verwendet 
wurden und zur Festsetzung der 54 Benchmarkwerte für die kostenlose Zuteilung im 
Zeitraum 2021-2030 in den Durchführungsrechtsakten verwendet werden, vollständig, 
kohärent und möglichst genau sind. In diesem Zusammenhang ist die Prüfung durch 
unabhängige Prüfstellen eine wichtige Maßnahme.  

(7) Es liegt in der gemeinsamen Verantwortung der Anlagenbetreiber und der 
Mitgliedstaaten, die Erhebung von Daten von hoher Qualität und die Kohärenz bei der 
Überwachung von und Berichterstattung über Emissionen im Rahmen der 
Richtlinie 2003/87/EG sicherzustellen. Zu diesem Zweck sollten besondere 
Vorschriften zur Überwachung und Berichterstattung in Bezug auf die Aktivitätsraten, 
Energieströme und Emissionen auf Ebene der Anlagenteile festgelegt werden, wobei 
die einschlägigen Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der 
Kommission6 gebührend zu berücksichtigen sind. Die Daten, die von der Industrie zur 

                                                 
6 Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission vom 21. Juni 2012 über die Überwachung von und die 

Berichterstattung über Treibhausgasemissionen gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 181 vom 12.7.2012, S. 30). 
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Verfügung gestellt und gemäß diesen Bestimmungen erhoben wurden, sollten 
möglichst genau und von hoher Qualität sein und den tatsächlichen Betrieb der 
Anlagen widerspiegeln und sie sollten gebührend für die kostenlose Zuteilung 
berücksichtigt werden. 

(8) Der Betreiber einer Anlage sollte mit der Überwachung der gemäß Anhang IV 
erforderlichen Daten beginnen, sobald diese Verordnung in Kraft tritt, damit die Daten 
für das Jahr 2019 im Einklang mit den Bestimmungen dieser Verordnung erhoben 
werden können.  

(9) Um die Komplexität der Vorschriften zur Überwachung und Berichterstattung 
betreffend die Aktivitätsraten, Energieströme und Emissionen von Anlagenteilen zu 
beschränken, sollte kein Ebenenkonzept angewandt werden. 

(10) Damit vergleichbare Daten für die Durchführungsrechtsakte vorliegen, in denen die 
für die kostenlose Zuteilung im Zeitraum 2021-2030 anwendbaren Benchmarks 
festgesetzt werden, müssen detaillierte Vorschriften für die Zuordnung von 
Aktivitätsraten, Energieströmen und Emissionen an Anlagenteile festgelegt werden, 
die den Leitlinien für die Benchmark-Datenerhebung für den Zeitraum 2013-2020 
entsprechen.  

(11) Im Plan zur Überwachungsmethodik sollten die Anleitungen für den Anlagenbetreiber 
nachvollziehbar und einfach dargestellt sein, Doppelarbeiten sollten vermieden und 
bereits in der Anlage vorhandene Systeme berücksichtigt werden. Der Plan zur 
Überwachungsmethodik sollte die Überwachung der Aktivitätsraten, Energieströme 
und Emissionen von Anlagenteilen umfassen und als Grundlage für die 
Bezugsdatenberichte sowie die Berichterstattung über die jährliche Aktivitätsrate 
dienen, die zum Zwecke der Anpassung der übergangsweise kostenlosen Zuteilung 
gemäß Artikel 10a Absatz 20 der Richtlinie 2003/87/EG erforderlich ist. Nach 
Möglichkeit sollte der Anlagenbetreiber Synergien mit dem gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 601/2012 genehmigten Monitoringkonzept nutzen. 

(12) Der Plan zur Überwachungsmethodik sollte der Genehmigung durch die zuständige 
Behörde bedürfen, damit die Kohärenz mit den bestehenden 
Überwachungsvorschriften gewährleistet ist. Aufgrund zeitlicher Zwänge sollte die 
Genehmigung durch die zuständige Behörde für den 2019 vorzulegenden 
Bezugsdatenbericht nicht verlangt werden. In diesem Fall sollten die Prüfstellen 
bewerten, ob der Plan zur Überwachungsmethodik die Anforderungen dieser 
Verordnung erfüllt. Um den Verwaltungsaufwand gering zu halten, sollte die 
Genehmigung durch die zuständigen Behörden nur bei wesentlichen Änderungen des 
Plans zur Überwachungsmethodik erforderlich sein. 

(13) Damit die Kohärenz zwischen der Prüfung der Jahresemissionsberichte gemäß der 
Richtlinie 2003/87/EG und der Prüfung der im Rahmen eines Antrags auf kostenlose 
Zuteilung eingereichten Berichte gewährleistet ist und Synergien genutzt werden, ist 
es angebracht, den rechtlichen Rahmen zu verwenden, der durch die gemäß Artikel 15 
der Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Durchführungsvorschriften vorgegeben wird. 

(14) Um die Erhebung von Daten bei Anlagenbetreibern und die Berechnung der von den 
Mitgliedstaaten zuzuteilenden Emissionszertifikate zu erleichtern, sollten die Inputs, 
Outputs und Emissionen einer Anlage den Anlagenteilen zugeordnet werden. Die 
Anlagenbetreiber sollten sicherstellen, dass die Aktivitätsraten, Energieströme und 
Emissionen den entsprechenden Anlagenteilen korrekt zugeordnet werden, dass dabei 
die Hierarchie und der gegenseitige Ausschluss von Anlagenteilen beachtet werden 
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und es keine Überschneidungen zwischen Anlagenteilen gibt. Gegebenenfalls sollte in 
dieser Abgrenzung die Herstellung von Produkten in Sektoren berücksichtigt werden, 
von denen angenommen wird, dass sie einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der 
Richtlinie 2003/87/EG ermittelten Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen 
ausgesetzt sind. 

(15) Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission bis zum 30. September 2019 nationale 
Durchführungsmaßnahmen vorlegen. Um die Gleichbehandlung von Anlagen zu 
fördern und Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, sollten diese Maßnahmen alle 
Anlagen umfassen, die gemäß Artikel 24 der Richtlinie 2003/87/EG in das 
Emissionshandelssystem der Europäischen Union (EU-EHS) einbezogen werden, 
insbesondere wenn solche Anlagen zuvor im Zeitraum 2013-2020 Zuteilungen für 
Wärme erhalten haben. 

(16) Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und das reibungslose Funktionieren des 
CO2-Marktes zu gewährleisten, sollten die Anlagenbetreiber sicherstellen, dass es bei 
der Festsetzung der Zuteilung an einzelne Anlagen weder zu Doppelzählungen von 
Material oder Energieströmen noch zu Doppelzuteilungen kommt. Dies gilt besonders 
für Fälle, in denen ein unter eine Benchmark fallendes Produkt in mehreren Anlagen 
hergestellt wird, Fälle, in denen in einer Anlage mehrere unter eine Benchmark 
fallende Produkte hergestellt werden, und Fälle, in denen Zwischenprodukte über die 
Anlagengrenzen hinaus ausgetauscht werden. Die Mitgliedstaaten sollten Anträge 
diesbezüglich prüfen.  

(17) In Artikel 10a Absatz 4 der Richtlinie 2003/87/EG sind kostenlose Zertifikate für 
Fernwärme und hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplung vorgesehen. Im Einklang mit 
Artikel 10b Absatz 4 der Richtlinie ist der CO2-Verlagerungsfaktor, der auf 
Anlagenteile ohne Verlagerungsrisiko angewandt wird, von 30 % im Jahr 2026 linear 
auf 0 % im Jahr 2030 zu senken, ausgenommen Fernwärme, und unterliegt der 
Überprüfung gemäß Artikel 30 der Richtlinie. Aufgrund dieser Unterscheidung 
zwischen Fernwärme und der gesamten übrigen Wärme, die im Rahmen von 
Anlagenteilen mit Wärme-Benchmark zuteilungsfähig ist, muss ein eigener Wärme-
Anlagenteil für Fernwärme eingeführt werden, um ein klares Konzept für die Formeln 
und die Anforderungen von Vorlagen für Bezugsdaten zu verfolgen. Fernwärme sollte 
messbare Wärme umfassen, die für die Zwecke der Raumheizung und -kühlung von 
Gebäuden oder Standorten, die nicht unter das EU-EHS fallen, oder für die 
Warmwasserbereitung in Haushalten verwendet wird. 

(18) Die Produkt-Benchmarks sollten der effizienten energetischen Verwertung von 
Restgasen und den dabei entstehenden Emissionen Rechnung tragen. Aus diesem 
Grund sollten bei der Festsetzung der Benchmarkwerte für Produkte, bei deren 
Herstellung Restgase anfallen, der CO2-Gehalt dieser Gase weitgehend berücksichtigt 
werden. Werden Restgase über die Systemgrenzen der betreffenden Produkt-
Benchmark hinaus aus dem Produktionsprozess exportiert und zur Erzeugung von 
Wärme außerhalb der Systemgrenzen eines definierten, unter eine Benchmark 
fallenden Prozesses verbrannt, sollten die dabei entstehenden Emissionen durch 
Zuteilung zusätzlicher Emissionszertifikate auf Basis der Wärme- oder der Brennstoff-
Benchmark mitberücksichtigt werden. Angesichts des allgemeinen Grundsatzes, dass 
für keine Form der Stromerzeugung Emissionszertifikate kostenlos zugeteilt werden 
sollten, und um ungerechtfertigte Wettbewerbsverzerrungen auf den Märkten für an 
Industrieanlagen abgegebenen Strom zu vermeiden, ist es, auch unter 
Berücksichtigung des in den Stromkosten enthaltenen CO2-Preises, angezeigt, über 
den in der betreffenden Produkt-Benchmark berücksichtigten Anteil des CO2-Gehalts 
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des Restgases hinaus keine zusätzlichen Emissionszertifikate zuzuteilen, wenn 
Restgase aus dem Produktionsprozess über die Systemgrenzen der betreffenden 
Produkt-Benchmark hinaus exportiert und zur Stromerzeugung verbrannt werden. 

(19) Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und Anreize zur Nutzung von Restgasen 
zu schaffen, sollten, wenn keine Angaben zur Zusammensetzung der relevanten 
Gasströme vorliegen, CO2-Emissionen aus der Reduktion von Metalloxiden oder 
ähnlichen Verfahren, die außerhalb der Systemgrenzen eines Anlagenteils mit 
Produkt-Benchmark anfallen, Anlagenteilen mit Prozessemissionen nur zum Teil 
zugeordnet werden, wenn sie nicht infolge der energetischen Nutzung von Restgasen 
freigesetzt wurden. 

(20) Indirekte Emissionen aus der Stromerzeugung wurden für die Festsetzung bestimmter 
Benchmarkwerte im Beschluss 2011/278/EU auf der Grundlage berücksichtigt, dass 
direkte und indirekte Emissionen aus der Stromerzeugung in gewissem Umfang 
austauschbar sind. Wenn diese Benchmarks gelten, sollten die indirekten Emissionen 
einer Anlage weiterhin unter Verwendung des Standardemissionsfaktors abgezogen 
werden, der auch für die Bewertung des gemäß Artikel 10b Absatz 5 der 
Richtlinie 2003/87/EG ermittelten potenziellen Risikos einer Verlagerung von CO2-
Emissionen von Sektoren herangezogen wird. Die einschlägigen Bestimmungen 
sollten ständig überprüft werden, unter anderem zur Verbesserung der 
Gleichbehandlung von Tätigkeiten, bei denen dasselbe Produkt hergestellt wird, und 
zur Aktualisierung des Bezugsjahres 2015 für übergangsweise kostenlose Zuteilungen 
im Zeitraum 2026-2030. 

(21) Wird messbare Wärme zwischen zwei oder mehr Anlagen ausgetauscht, so sollte die 
kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten auf Basis des Wärmeverbrauchs einer 
Anlage erfolgen und gegebenenfalls dem Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen 
Rechnung tragen. Um sicherzustellen, dass die Zahl kostenlos zuzuteilender 
Zertifikate von der Struktur der Wärmebereitstellung unabhängig ist, sollten die 
Emissionszertifikate dem Wärmeverbraucher zugeteilt werden. 

(22) Die Zahl der Zertifikate, die Bestandsanlagen kostenlos zuzuteilen ist, sollte auf 
historischen Aktivitätsdaten beruhen. Die historischen Aktivitätsraten sollten auf dem 
arithmetischen Mittel der Aktivität während der Bezugszeiträume beruhen. Die 
Bezugszeiträume sind ausreichend lang, damit sie für die Zuteilungszeiträume von 
ebenfalls fünf Kalenderjahren als repräsentativ gelten können. Für neue 
Marktteilnehmer im Sinne von Artikel 3 Buchstabe h der Richtlinie 2003/87/EG sollte 
die Aktivitätsrate auf der Grundlage der Aktivitätsrate des ersten 
Betriebskalenderjahres nach dem Jahr der Aufnahme des Normalbetriebs bestimmt 
werden, da die für ein volles Jahr gemeldete Aktivitätsrate als repräsentativer gilt als 
der Wert für das erste Betriebsjahr, der nur einen kurzen Zeitraum abdecken könnte. 
Gegenüber dem Zuteilungszeitraum 2013-2020 erübrigt es sich aufgrund der 
Einführung von Zuteilungsanpassungen gemäß Artikel 10a Absatz 20 der 
Richtlinie 2003/87/EG, am Konzept wesentlicher Kapazitätsänderungen festzuhalten.  

(23) Um sicherzustellen, dass das EU-EHS im Zeitverlauf Emissionssenkungen bewirkt, 
sieht die Richtlinie 2003/87/EG eine lineare Kürzung der unionsweit zugeteilten 
Zertifikatmenge vor. Für Stromerzeuger wird gemäß Artikel 10a Absatz 4 der 
Richtlinie ein linearer Kürzungsfaktor mit dem Bezugsjahr 2013 angewendet, es sei 
denn, der einheitliche sektorübergreifende Korrekturfaktor ist anwendbar. Ab 2021 
wird der lineare Kürzungsfaktor auf 2,2 % pro Jahr erhöht. 
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(24) Für neue Marktteilnehmer bezieht sich der lineare Kürzungsfaktor auf das erste Jahr 
des entsprechenden Zuteilungszeitraums. 

(25) Der einheitliche sektorübergreifende Korrekturfaktor gemäß Artikel 10a Absatz 5 der 
Richtlinie 2003/87/EG, der in jedem Jahr der Zeiträume 2021-2025 und 2026-2030 auf 
Anlagen Anwendung findet, die weder Stromerzeuger noch neue Marktteilnehmer 
sind, sollte auf Basis der vorläufigen jährlichen Zahl der in jedem Zuteilungszeitraum 
kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate bestimmt werden, die gemäß dieser 
Verordnung für diese Anlagen berechnet wird, ausgenommen die Anlagen, die nach 
Artikel 27 oder 27a der Richtlinie von den Mitgliedstaaten aus dem EU-EHS 
ausgeschlossen wurden. Diese in jedem Jahr der beiden Zeiträume zuzuteilende Zahl 
kostenloser Emissionszertifikate sollte mit der jährlichen Zahl Zertifikate verglichen 
werden, die gemäß Artikel 10a Absätze 5 und 5a der Richtlinie 2003/87/EG für 
Anlagen berechnet wird, wobei dem maßgeblichen Anteil der unionsweiten 
Jahresgesamtmenge gemäß Artikel 9 der Richtlinie und der maßgeblichen Menge der 
Emissionen, die lediglich im Zeitraum 2021-2025 oder im Zeitraum 2026-2030 in das 
EU-EHS einbezogen werden, gegebenenfalls Rechnung zu tragen ist.  

(26) Da die Anlagenbetreiber die kostenlose Zuteilung beantragen, sollte es ihnen 
freistehen, ganz oder teilweise auf ihre Zuteilung zu verzichten, indem sie während 
des jeweiligen Zuteilungszeitraums jederzeit einen Antrag an die zuständige Behörde 
richten. Der Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit halber sollten Anlagenbetreiber 
nicht berechtigt sein, einen solchen Antrag für denselben Zuteilungszeitraum 
zurückzuziehen. Anlagenbetreiber, die auf ihre Zuteilung verzichtet haben, sollten 
weiterhin die erforderlichen Daten erheben und melden, damit sie eine kostenlose 
Zuteilung für den folgenden Zuteilungszeitraum beantragen können. Ferner sollten sie 
weiterhin jedes Jahr die Emissionen überwachen und melden und die entsprechende 
Zahl Zertifikate abgeben.  

(27) Zur Gewährleistung der Gleichbehandlung der Anlagen sollten Vorschriften zu 
Fusionen und Spaltungen von Anlagen festgelegt werden.   

(28) Um die Erhebung von Daten bei Anlagenbetreibern und die Berechnung der von den 
Mitgliedstaaten zuzuteilenden Emissionszertifikate für neue Marktteilnehmer zu 
erleichtern, sollten Vorschriften für die Antragstellung für solche Anlagen festgelegt 
werden.  

(29) Um sicherzustellen, dass Anlagen, die ihren Betrieb eingestellt haben, keine 
Emissionszertifikate kostenlos zugeteilt werden, sollten die Bedingungen festgelegt 
werden, unter denen davon ausgegangen wird, dass eine Anlage ihren Betrieb 
eingestellt hat. 

(30) Gemäß Artikel 191 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union beruht die Umweltpolitik der Union auf dem Verursacherprinzip, und auf dieser 
Grundlage sieht die Richtlinie 2003/87/EG einen allmählichen Übergang zur 
vollständigen Versteigerung vor. Das Vermeiden einer Verlagerung von CO2-
Emissionen rechtfertigt die vorläufige Aufschiebung der vollständigen Versteigerung, 
und die gezielte kostenlose Zuteilung von Zertifikaten an die Industrie ist 
gerechtfertigt, um das tatsächliche Risiko einer Zunahme von Treibhausgasemissionen 
in Drittländern, deren Industrie keinen vergleichbaren CO2-Auflagen unterliegt, zu 
vermeiden, solange von anderen führenden Wirtschaftsnationen keine vergleichbaren 
Klimaschutzmaßnahmen getroffen werden. Die Vorschriften für die kostenlose 
Zuteilung sollten Anreize für Emissionsminderungen schaffen, die im Einklang mit 
der Selbstverpflichtung der Union stehen, die gesamten Treibhausgasemissionen bis 
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2030 um mindestens 40 % gegenüber dem Stand von 1990 zu senken. Für Tätigkeiten, 
mit denen dieselben Produkte hergestellt werden, sollten stärkere Anreize zu 
Emissionsminderungen gegeben werden.  

(31) Im Einklang mit der Praxis der Kommission, während der Ausarbeitung delegierter 
Rechtsakte Sachverständige zu konsultieren, wurde die Sachverständigengruppe der 
Kommission zum Klimawandel, die sich aus Sachverständigen aus den 
Mitgliedstaaten, der Industrie und anderen relevanten Organisationen zusammensetzt 
und auch die Zivilgesellschaft einbezieht, zu Dokumenten konsultiert; sie hat 
Anmerkungen und Vorschläge zu verschiedenen Aspekten des Vorschlags übermittelt 
und zwischen Mai und Juli 2018 drei Mal getagt. 

(32) Diese Verordnung sollte umgehend in Kraft treten, da gemäß Artikel 10a Absatz 1 der 
Richtlinie 2003/87/EG die Anlagenbetreiber die darin enthaltenen Vorschriften zur 
Berichterstattung über die Bezugsdaten ab April oder Mai 2019 EG einhalten 
müssen —  

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung regelt die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten im Sinne von 
Kapitel III (ortsfeste Anlagen) der Richtlinie 2003/87/EG in den Zuteilungszeiträumen ab 
2021, ausgenommen die übergangsweise kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten zur 
Modernisierung der Stromerzeugung gemäß Artikel 10c der Richtlinie 2003/87/EG. 

 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck  

(1) „Bestandsanlage“ eine Anlage, die eine oder mehrere der in Anhang I der 
Richtlinie 2003/87/EG aufgeführten Tätigkeiten oder eine gemäß Artikel 24 der 
Richtlinie erstmals in das Emissionshandelssystem der Europäischen Union (EU-EHS) 
einbezogene Tätigkeit durchführt und der wie folgt eine Genehmigung zur Emission 
von Treibhausgasen erteilt wurde: 

(a) vor dem oder am 30. Juni 2019 für den Zeitraum 2021-2025;  

(b) vor dem oder am 30. Juni 2024 für den Zeitraum 2026-2030; 

(2) „Anlagenteil mit Produkt-Benchmark“ Inputs, Outputs und diesbezügliche Emissionen 
im Zusammenhang mit der Herstellung eines Produktes, für das in Anhang I eine 
Benchmark festgesetzt wurde; 

(3) „Anlagenteil mit Wärme-Benchmark“ nicht unter einen Anlagenteil mit Produkt-
Benchmark fallende Inputs, Outputs und diesbezügliche Emissionen im 
Zusammenhang mit der Erzeugung messbarer Wärme auf anderem Wege als mit 
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Strom und/oder dem Import messbarer Wärme aus einer unter das EU-EHS fallenden 
Anlage, soweit diese Wärme 

(a) innerhalb der Grenzen der Anlage zur Herstellung von Produkten, zur 
Erzeugung anderer als zur Stromerzeugung verwendeter mechanischer Energie, 
zur Heizung oder zur Kühlung, jedoch nicht zur Stromerzeugung, verbraucht 
oder 

(b) an eine nicht unter das EU-EHS fallende Anlage oder andere Einrichtung, die 
keine Fernwärme erzeugt, exportiert wird, ausgenommen Exporte für die 
Stromerzeugung; 

(4) „Fernwärme“ die Verteilung messbarer Wärme zur Raumheizung oder -kühlung oder 
zur Warmwasserbereitung in Haushalten über ein Netzwerk an Gebäude oder 
Standorte, die nicht unter das EU-EHS fallen, ausgenommen messbare Wärme, die für 
die Herstellung von Produkten oder ähnliche Tätigkeiten oder die Stromerzeugung 
verwendet wird; 

(5) „Fernwärmeanlagenteil“ nicht unter einen Anlagenteil mit Produkt-Benchmark 
fallende Inputs, Outputs und diesbezügliche Emissionen im Zusammenhang mit der 
Erzeugung oder dem Import aus einer unter das EU-EHS fallenden Anlage – oder 
beidem – von messbarer Wärme, die für Fernwärmezwecke exportiert wird; 

(6) „Anlagenteil mit Brennstoff-Benchmark“ nicht unter einen Anlagenteil mit Produkt-
Benchmark fallende Inputs, Outputs und diesbezügliche Emissionen im 
Zusammenhang mit der Erzeugung durch Brennstoffverbrennung von nicht messbarer 
Wärme, die zur Herstellung von Produkten, zur Erzeugung anderer als zur 
Stromerzeugung verwendeter mechanischer Energie, zur Heizung oder zur Kühlung, 
jedoch nicht zur Stromerzeugung, verbraucht wird, einschließlich der Erzeugung von 
nicht messbarer Wärme durch Sicherheitsabfackelung; 

(7) „messbare Wärme“ ein über einen Wärmeträger (wie insbesondere Dampf, Heißluft, 
Wasser, Öl, Flüssigmetalle und Salze) durch erkennbare Rohre oder Leitungen 
transportierter Nettowärmestrom, für den ein Wärmezähler installiert wurde bzw. 
installiert werden könnte; 

(8) „Wärmezähler“ einen Wärmezähler (MI-004) im Sinne von Anhang VI der 
Richtlinie 2014/32/EU des Europäischen Parlaments und des Rates7 oder jedes andere 
Gerät zur Messung und Aufzeichnung der erzeugten Menge thermischer Energie auf 
Basis der Durchflussmenge und der Temperaturen; 

(9) „nicht messbare Wärme“ jede Wärme mit Ausnahme messbarer Wärme; 

(10) „Anlagenteil mit Prozessemissionen“ andere Treibhausgasemissionen als CO2-
Emissionen gemäß Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG, die außerhalb der 
Systemgrenzen einer Produkt-Benchmark gemäß Anhang I dieser Verordnung 
auftreten, oder CO2-Emissionen, die außerhalb der Systemgrenzen einer Produkt-
Benchmark gemäß Anhang I dieser Verordnung auftreten, die direkt und unmittelbar 
aus einem der nachstehenden Prozesse resultieren, und Emissionen aus der 
Verbrennung von Restgasen zwecks Erzeugung von messbarer Wärme, nicht 
messbarer Wärme oder Strom, sofern Emissionen, die bei der Verbrennung einer dem 

                                                 
7 Richtlinie 2014/32/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur 

Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung von Messgeräten 
auf dem Markt (ABl. L 96 vom 29.3.2014, S. 149). 
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technisch nutzbaren Energiegehalt des verbrannten unvollständig oxidierten 
Kohlenstoffs entsprechenden Menge Erdgas entstanden wären, abgezogen werden: 

(a) chemische, elektrolytische oder pyrometallurgische Reduktion von 
Metallverbindungen in Erzen, Konzentraten und Sekundärstoffen, deren 
Hauptzweck nicht die Wärmeerzeugung ist; 

(b) Entfernung von Unreinheiten aus Metallen und Metallverbindungen, deren 
Hauptzweck nicht die Wärmeerzeugung ist; 

(c) Zersetzung von Karbonaten, ausgenommen Karbonate für die Abgasreinigung, 
deren Hauptzweck nicht die Wärmeerzeugung ist; 

(d) chemische Synthesen von Produkten und Zwischenprodukten, bei denen das 
kohlenstoffhaltige Material an der Reaktion teilnimmt und deren Hauptzweck 
nicht die Wärmeerzeugung ist; 

(e) Verwendung kohlenstoffhaltiger Zusatzstoffe oder Rohstoffe, deren 
Hauptzweck nicht die Wärmeerzeugung ist; 

(f) chemische oder elektrolytische Reduktion von Halbmetalloxiden oder 
Nichtmetalloxiden wie Siliciumoxiden und Phosphaten, deren Hauptzweck 
nicht die Wärmeerzeugung ist;  

(11) „Restgas“ ein Gas, das unvollständig oxidierten gasförmigen Kohlenstoff unter 
Standardbedingungen enthält und aus einem der unter Nummer 10 aufgeführten 
Prozesse hervorgegangen ist, wobei unter „Standardbedingungen“ gemäß Artikel 3 
Nummer 50 der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission8 eine 
Standardtemperatur von 273,15 K und einen Standarddruck von 101 325 Pa, die einen 
Normkubikmeter (Nm3) definieren, zu verstehen ist;  

(12) „Aufnahme des Normalbetriebs“ den ersten Tag des Betriebs;  

(13) „Sicherheitsabfackelung“ Verbrennung von Pilotbrennstoffen und sehr variablen 
Mengen an Prozess- oder Restgasen in einer atmosphärischen Störungen ausgesetzten 
Einheit, die in den relevanten Genehmigungen der Anlage aus Sicherheitsgründen 
ausdrücklich vorgesehen ist; 

(14) „Bezugszeitraum“ die fünf Kalenderjahre vor der Frist für die Datenübermittlung an 
die Kommission gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG;  

(15) „Zuteilungszeitraum“ den Zeitraum von fünf Jahren ab dem 1. Januar 2021 und die 
darauffolgenden Fünfjahreszeiträume;  

(16) „Unsicherheit“ einen sich auf das Ergebnis einer Größenbestimmung beziehenden 
Parameter, der die Streuung der Werte charakterisiert, die dieser Größe wahrscheinlich 
zugeschrieben werden können, einschließlich der Effekte durch systematische und 
zufällig auftretende Einflussfaktoren, ausgedrückt als Abweichung der auftretenden 
Werte vom Mittelwert in Prozent unter Ansatz eines Konfidenzintervalls von 95 %, 
wobei jede Asymmetrie der Werteverteilung berücksichtigt wird;  

(17) „Fusion“ den Zusammenschluss zweier oder mehrerer Anlagen, die bereits über 
Genehmigungen für Treibhausgasemissionen verfügen, solange sie in technischer 

                                                 
8 Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission vom 21. Juni 2012 über die Überwachung von und die 

Berichterstattung über Treibhausgasemissionen gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 181 vom 12.7.2012, S. 30). 
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Hinsicht verbunden sind, am selben Standort in Betrieb sind und die sich daraus 
ergebende Anlage einer Genehmigung für Treibhausgasemissionen unterliegt; 

(18) „Spaltung“ die Aufteilung einer Anlage in zwei oder mehrere Anlagen, die von 
verschiedenen Genehmigungen für Treibhausgasemissionen abgedeckt sind und von 
verschiedenen Anlagenbetreibern betrieben werden. 

Artikel 3 

Nationale Verwaltungsregelungen 

Neben der Benennung einer zuständigen Behörde oder mehrerer zuständigen Behörden 
gemäß Artikel 18 der Richtlinie 2003/87/EG sorgen die Mitgliedstaaten für die Schaffung des 
für die Durchführung dieser Verordnung geeigneten verwaltungstechnischen Rahmens. 

 

KAPITEL II 

ANTRAGSTELLUNG, BERICHTERSTATTUNG UND 

ÜBERWACHUNGSVORSCHRIFTEN 

 

Artikel 4 

Von Betreibern von Bestandsanlagen gestellte Anträge auf kostenlose Zuteilung  

1. Der Betreiber einer Anlage, die gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG für 
eine kostenlose Zuteilung infrage kommt, kann bei der zuständigen Behörde einen 
Antrag auf kostenlose Zuteilung für einen Zuteilungszeitraum stellen. Dieser Antrag 
muss für den ersten Zuteilungszeitraum vor dem 30. Mai 2019 und danach alle fünf 
Jahre eingereicht werden.  

Die Mitgliedstaaten können eine alternative Einreichungsfrist für solche Anträge 
festlegen, die jedoch nicht mehr als einen Monat vor oder nach der Frist gemäß 
Unterabsatz 1 liegen darf. 

2. Einem gemäß Absatz 1 eingereichten Antrag auf kostenlose Zuteilung muss 
Folgendes beigefügt sein: 

(a) ein Bezugsdatenbericht, der gemäß den nach Artikel 15 der 
Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Durchführungsvorschriften als 
zufriedenstellend bewertet wurde und Daten zur Anlage und ihren 
Anlagenteilen gemäß Artikel 10 und den Anhängen I und II dieser Verordnung 
enthält, wobei er für die Berechnung der historischen Aktivitätsraten für 
bestimmte Produkt-Benchmarks Anhang III dieser Verordnung berücksichtigt, 
jeden in Anhang IV dieser Verordnung aufgeführten Parameter enthält und sich 
auf den Bezugszeitraum des Zuteilungszeitraums bezieht, für den der Antrag 
gilt; 

(b) der Plan zur Überwachungsmethodik, der die Grundlage für den 
Bezugsdatenbericht und den Prüfbericht gemäß Anhang VI bildet; 

(c) ein Prüfbericht, der gemäß den nach Artikel 15 der Richtlinie 2003/87/EG 
erlassenen Durchführungsvorschriften zum Bezugsdatenbericht und – sofern 
dieser nicht bereits von der zuständigen Behörde genehmigt wurde – zum Plan 
zur Überwachungsmethodik erstellt wurde. 
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Artikel 5 

Von neuen Marktteilnehmern gestellte Anträge auf kostenlose Zuteilung 

1. Auf Antrag eines neuen Marktteilnehmers berechnet der betreffende Mitgliedstaat 
auf der Grundlage dieser Verordnung die Zahl der Emissionszertifikate, die diesem 
Marktteilnehmer kostenlos zuzuteilen sind, sobald die Anlage ihren normalen 
Betrieb aufgenommen hat. 

2. Der Anlagenbetreiber unterteilt die betreffende Anlage in Anlagenteile gemäß 
Artikel 10. Der Anlagenbetreiber übermittelt der zuständigen Behörde als Belege zu 
dem Antrag gemäß Absatz 1 für das erste Kalenderjahr nach Aufnahme des 
Normalbetriebs alle sachdienlichen Angaben und einen Datenbericht des neuen 
Marktteilnehmers, in dem jeder in Anhang IV Abschnitte 1 und 2 aufgeführte 
Parameter für jeden Anlagenteil getrennt aufgeführt ist, sowie den Plan zur 
Überwachungsmethodik gemäß Artikel 8 und den Prüfbericht, der gemäß den nach 
Artikel 15 der Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Durchführungsvorschriften erstellt 
wurde, und nennt der zuständigen Behörde das Datum der Aufnahme des 
Normalbetriebs.  

3. Wenn der Antrag eines neuen Marktteilnehmers alle in Absatz 2 genannten 
Bedingungen erfüllt und den Zuteilungsvorschriften gemäß den Artikeln 17 bis 22 
entspricht, genehmigt die zuständige Behörde sowohl den Antrag als auch das 
angegebene Datum der Aufnahme des Normalbetriebs. 

4. Die zuständigen Behörden akzeptieren nur gemäß diesem Artikel übermittelte Daten, 
die von einer Prüfstelle nach den Vorgaben der gemäß Artikel 15 der 
Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Durchführungsvorschriften als zufriedenstellend 
geprüft wurden. 

 

Artikel 6 

Allgemeine Überwachungspflicht 

Ein Anlagenbetreiber, der einen Antrag auf kostenlose Zuteilung gemäß Artikel 10a der 
Richtlinie 2003/87/EG gestellt hat, überwacht die in Anhang IV dieser Verordnung 
aufgeführten zu erhebenden Daten auf der Grundlage eines Plans zur 
Überwachungsmethodik, der von der zuständigen Behörde vor dem 31. Dezember 2020 
genehmigt wurde. 

 

Artikel 7 

Überwachungsgrundsätze 

1. Die Anlagenbetreiber legen vollständige, kohärente Daten fest und stellen sicher, 
dass es weder zu Überschneidungen zwischen Anlagenteilen noch zu 
Doppelzählungen kommt. Die Anlagenbetreiber wenden die Bestimmungsmethoden 
gemäß Anhang VII an, gehen mit gebührender Sorgfalt vor und verwenden die 
Datenquellen mit der höchsten erreichbaren Genauigkeit gemäß Anhang VII 
Abschnitt 4. 
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2. Abweichend von Absatz 1 kann der Anlagenbetreiber andere Datenquellen gemäß 
Anhang VII Abschnitte 4.4 und 4.6 verwenden, wenn folgende Bedingungen erfüllt 
sind: 

(a) die Verwendung der genauesten Datenquellen gemäß Anhang VII Abschnitt 4 
ist technisch nicht machbar; 

(b) die Verwendung der genauesten Datenquellen gemäß Anhang VII Abschnitt 4 
würde unverhältnismäßige Kosten verursachen; 

(c) auf der Grundlage einer vereinfachten Unsicherheitsbewertung, bei der die 
wichtigsten Unsicherheitsquellen ermittelt werden und der damit verbundene 
Grad der Unsicherheit geschätzt wird, weist der Anlagenbetreiber der 
zuständigen Behörde glaubhaft nach, dass die Genauigkeit der vom 
Anlagenbetreiber vorgeschlagenen Datenquelle ebenso hoch oder höher ist als 
die der genauesten Datenquellen gemäß Anhang VII Abschnitt 4. 

3. Die Anlagenbetreiber bewahren vollständige, transparente Aufzeichnungen über alle 
in Anhang IV aufgeführten Daten und Belege mindestens 10 Jahre lang ab dem Tag 
der Einreichung des Antrags auf kostenlose Zuteilung auf. Der Anlagenbetreiber 
stellt der zuständigen Behörde und der Prüfstelle diese Daten und Belege auf 
Verlangen zur Verfügung. 

 

Artikel 8 

Inhalt und Übermittlung des Plans zur Überwachungsmethodik 

1. Ein Anlagenbetreiber, der einen Antrag auf kostenlose Zuteilung gemäß Artikel 4 
Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 5 Absatz 2 stellt, erstellt einen Plan zur 
Überwachungsmethodik, der insbesondere eine Beschreibung der Anlage und ihrer 
Anlagenteile sowie der Produktionsprozesse und eine ausführliche Beschreibung der 
Überwachungsmethoden und Datenquellen enthält. Der Plan zur 
Überwachungsmethodik umfasst eine ausführliche, vollständige und transparente 
Dokumentation aller maßgeblichen Phasen der Datenerhebung und enthält 
mindestens die in Anhang VI aufgeführten Angaben. 

2. Für jeden in Anhang IV aufgeführten Parameter wählt der Anlagenbetreiber eine 
Überwachungsmethode auf der Grundlage der in Artikel 7 festgelegten Grundsätze 
und der in Anhang VII genannten Überwachungsanforderungen. Auf der Grundlage 
der Risikobewertung gemäß Artikel 11 Absatz 1 und den Kontrollverfahren gemäß 
Artikel 11 Absatz 2 entscheidet sich der Anlagenbetreiber bei der Auswahl der 
Überwachungsmethoden für diejenigen, die die verlässlichsten Ergebnisse erzielen, 
die Risiken von Datenlücken minimieren und am wenigsten anfällig für inhärente 
Risiken, einschließlich Kontrollrisiken, sind. Die ausgewählte Methode wird im Plan 
zur Überwachungsmethodik dokumentiert. 

3. Wird in Anhang VI auf ein Verfahren Bezug genommen, so wird dieses Verfahren 
vom Anlagenbetreiber für die Zwecke des Artikels 12 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 601/2012 gesondert vom Plan zur Überwachungsmethodik eingeführt, 
dokumentiert, angewandt und aufrechterhalten. Der Anlagenbetreiber stellt der 
zuständigen Behörde auf Verlangen alle Aufzeichnungen über die Verfahren zur 
Verfügung. 

4. Der Anlagenbetreiber legt der zuständigen Behörde den Plan zur 
Überwachungsmethodik bis zu dem gemäß Artikel 4 Absatz 1 festgelegten Datum 
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zur Genehmigung vor. Die Mitgliedstaaten können eine kürzere Einreichungsfrist für 
den Plan zur Überwachungsmethodik festsetzen und verlangen, dass die zuständige 
Behörde den Plan zur Überwachungsmethodik vor Einreichung eines Antrags auf 
kostenlose Zuteilung genehmigt.  

5. Stellt ein Anlagenbetreiber einen Antrag auf kostenlose Zuteilung und hat für einen 
früheren Zuteilungszeitraum auf diese verzichtet, so reicht der Anlagenbetreiber den 
Plan zur Überwachungsmethodik mindestens sechs Monate vor der Einreichungsfrist 
für Anträge gemäß Artikel 4 Absatz 1 zur Genehmigung ein. 

 

Artikel 9 

Änderungen des Plans zur Überwachungsmethodik 

1. Der Anlagenbetreiber überprüft regelmäßig, ob der Plan der Überwachungsmethodik 
der Art und Funktionsweise der Anlage entspricht und ob er verbessert werden kann. 
Zu diesem Zweck berücksichtigt der Anlagenbetreiber etwaige Empfehlungen für 
Verbesserungen im entsprechenden Prüfbericht. 

2. Der Anlagenbetreiber ändert den Plan zur Überwachungsmethodik, wenn 

(a) aufgrund der Durchführung neuer Tätigkeiten oder aufgrund der Verwendung 
neuer Brennstoffe oder Materialien, die im Plan zur Überwachungsmethodik 
noch nicht enthalten sind, neue Emissionen oder Aktivitätsraten auftreten; 

(b) die Verwendung neuer Messinstrumente, neuer Probenahme- oder 
Analysemethoden, neuer Datenquellen oder andere Faktoren zu einer höheren 
Genauigkeit bei der Festlegung der gemeldeten Daten führt; 

(c) sich herausgestellt hat, dass aus der bislang angewendeten 
Überwachungsmethodik resultierende Daten nicht korrekt sind; 

(d) der Plan zur Überwachungsmethodik nicht oder nicht mehr die Anforderungen 
dieser Verordnung erfüllt; 

(e) in einem Prüfbericht enthaltene Empfehlungen für Verbesserungen des Plans 
zur Überwachungsmethodik umgesetzt werden müssen. 

3. Der Anlagenbetreiber teilt der zuständigen Behörde beabsichtigte Änderungen des 
Plans zur Überwachungsmethodik umgehend mit. Ein Mitgliedstaat kann dem 
Anlagenbetreiber jedoch einräumen, beabsichtigte Änderungen des Plans zur 
Überwachungsmethodik, die nicht wesentlich im Sinne von Absatz 5 sind, bis zum 
31. Dezember desselben Jahres oder bis zu einem vom Mitgliedstaat festgelegten 
anderen Zeitpunkt mitzuteilen. 

4. Jede wesentliche Änderung des Plans zur Überwachungsmethodik im Sinne von 
Absatz 5 muss von der zuständigen Behörde genehmigt werden. Wenn die 
zuständige Behörde der Auffassung ist, dass eine vom Anlagenbetreiber als 
wesentlich mitgeteilte Änderung nicht wesentlich ist, teilt sie die dem 
Anlagenbetreiber mit. 

5. Folgende Änderungen des Plans zur Überwachungsmethodik einer Anlage gelten als 
wesentlich: 

(a) Änderungen, die sich aus Änderungen an der Anlage, insbesondere neue 
Anlagenteile, oder aus Änderungen der Grenzen bestehender Anlagenteile oder 
der Schließung von Anlagenteilen ergeben; 
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(b) ein Wechsel von einer der in Anhang VII Abschnitte 4.4 bis 4.6. festgelegten 
Überwachungsmethodik zu einer anderen Überwachungsmethodik gemäß 
diesen Abschnitten;  

(c) eine Änderung der im Plan zur Überwachungsmethodik festgesetzten 
Standardwerte oder Schätzmethoden; 

(d) Änderungen, die die zuständige Behörde verlangt, damit sichergestellt ist, dass 
der Plan zur Überwachungsmethodik die Anforderungen dieser Verordnung 
erfüllt. 

6. Der Anlagenbetreiber führt Aufzeichnungen über sämtliche Änderungen des Plans 
zur Überwachungsmethodik. In jeder Aufzeichnung ist Folgendes enthalten: 

(a) eine transparente Beschreibung der Änderung; 

(b) eine Begründung der Änderung; 

(c) der Zeitpunkt der Übermittlung der beabsichtigten Änderung an die zuständige 
Behörde; 

(d) gegebenenfalls das Datum, an dem die zuständige Behörde den Empfang der 
Mitteilung gemäß Absatz 3 bestätigt und das Datum der Genehmigung bzw. 
der Mitteilung gemäß Absatz 4; 

(e) das Datum des Beginns der Durchführung des geänderten Plans zur 
Überwachungsmethodik. 

 

Artikel 10 

Aufgliederung in Anlagenteile 

1. Für die Zwecke der Datenübermittlung und der Überwachung gliedert der 
Anlagenbetreiber jede Anlage, die für die kostenlose Zuteilung von 
Emissionszertifikaten gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG infrage kommt, 
in Anlagenteile auf. Zu diesem Zweck werden die Inputs, Outputs und Emissionen 
der Anlage einem oder mehreren Anlagenteilen zugeordnet, indem gegebenenfalls 
eine Methode zur Quantifizierung bestimmter Anteile der entsprechenden Inputs, 
Outputs und Emissionen, die einzelnen Anlagenteilen zuzuordnen sind, festgelegt 
wird.  

2. Für die Zuordnung der Inputs, Outputs und Emissionen der Anlage zu Anlagenteilen 
führt der Anlagenbetreiber folgende Schritte in absteigender Reihenfolge durch: 

(a) Wird eines der für eine Produkt-Benchmark gemäß Anhang I spezifizierten 
Produkte in der Anlage produziert, so ordnet der Anlagenbetreiber die damit 
verbundenen Inputs, Outputs und Emissionen gegebenenfalls unter 
Anwendung der Bestimmungen gemäß Anhang VII den Anlagenteilen mit 
Produkt-Benchmark zu. 

(b) In der Anlage relevante Inputs, Outputs und Emissionen, die für Anlagenteile 
mit Wärme-Benchmark oder Fernwärmeanlagenteile, nicht jedoch für die 
Anlagenteile gemäß Buchstabe a infrage kommen, ordnet der Anlagenbetreiber 
unter Anwendung der Bestimmungen gemäß Anhang VII entsprechend 
entweder Anlagenteilen mit Wärme-Benchmark oder Fernwärmeanlagenteilen 
zu. 
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(c) In der Anlage relevante Inputs, Outputs und Emissionen, die für Anlagenteile 
mit Brennstoff-Benchmark, nicht jedoch für Anlagenteile gemäß Buchstabe a 
oder b infrage kommen, ordnet der Anlagenbetreiber unter Anwendung der 
Bestimmungen gemäß Anhang VII entsprechend Anlagenteilen mit Brennstoff-
Benchmark zu. 

(d) In der Anlage relevante Inputs, Outputs und Emissionen, die für Anlagenteile 
mit Prozessemissionen, nicht jedoch für Anlagenteile gemäß Buchstabe a, b 
oder c infrage kommen, ordnet der Anlagenbetreiber unter Anwendung der 
Bestimmungen gemäß Anhang VII entsprechend Anlagenteilen mit 
Prozessemissionen zu. 

3. Bei Anlagenteilen mit Wärme-Benchmark, Anlagenteilen mit Brennstoff-Benchmark 
und Anlagenteilen mit Prozessemissionen bestimmt der Anlagenbetreiber anhand 
von NACE- oder PRODCOM-Codes zweifelsfrei, ob der jeweilige Prozess einen 
Sektor oder einen Teilsektor betrifft, von dem angenommen wird, dass er einem 
gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen 
Risiko einer Verlagerung von CO2-Emissionen ausgesetzt ist. Ferner unterscheidet 
der Anlagenbetreiber die Menge messbarer Wärme, die für Fernwärmezwecke 
exportiert wird, von der messbaren Wärme, die keinem Sektor oder Teilsektor dient, 
von dem angenommen wird, dass er einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der 
Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko der Verlagerung von CO2-
Emissionen ausgesetzt ist. 

Betreffen mindestens 95 % der Aktivitätsrate der Anlagenteile mit Wärme-
Benchmark, der Anlagenteile mit Brennstoff-Benchmark oder der Anlagenteile mit 
Prozessemissionen Sektoren oder Teilsektoren, von denen angenommen wird, dass 
sie einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten 
erheblichen Risiko einer Verlagerung von CO2-Emissionen ausgesetzt sind, oder 
betreffen mindestens 95 % der Aktivitätsrate der Anlagenteile mit Wärme-
Benchmark, der Anlagenteile mit Brennstoff-Benchmark oder der Anlagenteile mit 
Prozessemissionen Sektoren oder Teilsektoren, von denen nicht angenommen wird, 
dass sie einem erheblichen Risiko einer Verlagerung von CO2-Emissionen ausgesetzt 
sind, so ist der Anlagenbetreiber von der Verpflichtung zur Vorlage von Daten 
befreit, anhand deren nach dem Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen 
differenziert werden kann. 

Sind mindestens 95 % der Aktivitätsrate der Fernwärmeanlagenteile oder der 
Anlagenteile mit Wärme-Benchmark einem dieser Anlagenteile zuzuordnen, so kann 
der Anlagenbetreiber die Gesamtaktivitätsrate dieser Anlagenteile dem Anlagenteil 
mit der höchsten Aktivitätsrate zuordnen. 

4. Hat eine EU-EHS-Anlage messbare Wärme erzeugt und an eine nicht unter das EU-
EHS fallende Anlage oder andere Einrichtung exportiert, so geht der 
Anlagenbetreiber davon aus, dass der maßgebliche Wärmeprozess des Anlagenteils 
mit Wärme-Benchmark keinen Sektor oder Teilsektor betrifft, von dem angenommen 
wird, dass er einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG 
ermittelten erheblichen Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen ausgesetzt ist, 
es sei denn, der zuständigen Behörde wurde durch den Anlagenbetreiber glaubhaft 
nachgewiesen, dass die messbare Wärme in einem Sektor oder Teilsektor verbraucht 
wird, von dem angenommen wird, dass er einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der 
Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko der Verlagerung von CO2-
Emissionen ausgesetzt ist. 
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Um die messbare Wärme zu unterscheiden, die einem Fernwärmeanlagenteil 
zuzuordnen ist, weist der Anlagenbetreiber der zuständigen Behörde glaubhaft nach, 
dass die messbare Wärme für Fernwärmezwecke exportiert wird. 

5. Bei der Unterscheidung gemäß den Absätzen 1 und 2 stellt der Anlagenbetreiber 
Folgendes sicher: 

(a) alle physischen Produkte der Anlage werden ohne Auslassung oder 
Doppelzählung einem Anlagenteil zugeordnet; 

(b) die Menge aller Stoffströme und Emissionen der Anlage, die in dem gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 601/2012 genehmigten Monitoringkonzept der Anlage 
aufgeführt sind, wird ohne Auslassung oder Doppelzählung zu 100 % 
Anlagenteilen zugeordnet, es sei denn, sie beziehen sich auf einen Prozess, der 
nicht für eine kostenlose Zuteilung infrage kommt, wie beispielsweise die 
Stromerzeugung in der Anlage, das Abfackeln (ausgenommen 
Sicherheitsabfackelung), das nicht unter einen Anlagenteil mit Produkt-
Benchmark fällt, oder die Erzeugung messbarer Wärme, die in andere EU-
EHS-Anlagen exportiert wird; 

(c) die für eine kostenlose Zuteilung infrage kommende Menge messbarer 
Nettowärme, die in der Anlage erzeugt wird oder von der Anlage importiert 
oder exportiert wird, und die Mengen, die zwischen Anlagenteilen 
weitergeleitet werden, ohne Auslassung oder Doppelzählung zu 100 % 
Anlagenteilen zugeordnet werden; 

(d) für die gesamte messbare Wärme, die durch Anlagenteile erzeugt, importiert 
oder exportiert wurde, wird aufgezeichnet, ob die messbare Wärme in einem 
Verbrennungsprozess innerhalb einer EU-EHS-Anlage erzeugt, aus anderen 
Wärmeerzeugungsverfahren importiert oder aus anderen nicht unter das EU-
EHS fallenden Einrichtungen importiert wurde; 

(e) wird in der Anlage Strom erzeugt, so werden die in Anlagenteilen mit Produkt-
Benchmark erzeugten Mengen diesen Anlagenteilen ohne Auslassung oder 
Doppelzählung zugeordnet;  

(f) für jeden Anlagenteil mit Produkt-Benchmark, für den gemäß Anhang I 
Abschnitt 2 die Austauschbarkeit von Brennstoffen und Strom relevant ist, 
wird die maßgebliche Menge an verbrauchtem Strom getrennt ermittelt und 
zugeordnet; 

(g) hat ein Anlagenteil Outputs von kohlenstoffhaltigen Materialen in Form von 
exportierten Brennstoffen, Produkten, Nebenprodukten, Ausgangsstoffen für 
andere Anlagenteile oder Anlagen oder Restgasen, so werden diese Outputs 
ohne Auslassung oder Doppelzählung Anlagenteilen zugeordnet, sofern sie 
nicht unter Buchstabe b fallen;  

(h) CO2-Emissionen, die außerhalb der Systemgrenzen eines Anlagenteils mit 
Produkt-Benchmark auftreten und von einem in Artikel 2 Absatz 10 
Buchstaben a bis f genannten Prozesses verursacht werden, werden einem 
Anlagenteil mit Prozessemissionen zugeordnet, soweit der zuständigen 
Behörde glaubhaft nachgewiesen werden kann, dass diese Emissionen direkt 
und unmittelbar aus einem der unter Artikel 2 Absatz 10 genannten Prozesse 
resultieren und nicht auf die anschließende Oxidation unvollständig oxidierten 
Kohlenstoffs in gasförmigem Zustand unter Standardbedingungen 
zurückgehen;   
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(i) wenn CO2-Emissionen aus der Verbrennung von Restgasen, die nicht dem 
Zweck der Erzeugung messbarer Wärme, nicht messbarer Wärme oder Strom 
dient, außerhalb der Systemgrenzen eines Anlagenteils mit Produkt-Benchmark 
auftreten und von einem in Artikel 2 Absatz 10 Buchstaben a bis f genannten 
Prozess verursacht werden, gelten 75 % der Menge des Kohlenstoffgehalts des 
Restgases als in CO2 umgewandelt und werden einem Anlagenteil mit 
Prozessemissionen zugeordnet; 

(j) Produkte eines Produktionsprozesses, die in denselben Produktionsprozess 
zurückgeführt werden, werden zur Vermeidung von Doppelzählungen 
gegebenenfalls gemäß den in Anhang I aufgeführten Produktdefinitionen von 
den jährlichen Aktivitätsraten abgezogen; 

(k) wird messbare Wärme aus Prozessen rückgewonnen, die unter einen 
Anlagenteil mit Brennstoff-Benchmark fallen, wird die entsprechende Menge 
messbarer Nettowärme, dividiert durch einen Referenzwirkungsgrad von 90 %, 
zur Vermeidung von Doppelzählungen vom Brennstoff-Input abgezogen. Die 
Rückgewinnung von Wärme aus Prozessen, die von einem Anlagenteil mit 
Prozessemissionen abgedeckt werden, wird in gleicher Weise behandelt. 

 

Artikel 11 

Kontrollsystem 

1. Der Anlagenbetreiber muss Risikoquellen für Fehler im Datenfluss von den 
Primärdaten bis zu den endgültigen Daten im Bezugsdatenbericht ermitteln und ein 
effizientes Kontrollsystem einführen, dokumentieren, anwenden und 
aufrechterhalten, um sicherzustellen, dass aus Datenflussaktivitäten resultierende 
Berichte keine Falschangaben enthalten und dem Plan zur Überwachungsmethodik 
und den Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen.  

Der Anlagenbetreiber stellt der zuständigen Behörde die Risikobewertung gemäß 
Unterabsatz 1 auf Verlangen zur Verfügung. Der Anlagenbetreiber stellt sie 
außerdem zu Prüfzwecken zur Verfügung. 

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 Unterabsatz 1 muss der Anlagenbetreiber schriftliche 
Verfahren für Datenfluss- und Kontrollaktivitäten einführen, dokumentieren, 
anwenden und aufrechterhalten und gemäß Artikel 8 Absatz 3 im Plan zur 
Überwachungsmethodik auf diese Verfahren verweisen. 

3. Kontrollaktivitäten gemäß Absatz 2 umfassen gegebenenfalls 

(a) die Qualitätssicherung der entsprechenden Messeinrichtungen; 

(b) die Qualitätssicherung der Informationstechnologiesysteme, die gewährleistet, 
dass die entsprechenden Systeme auf eine Weise entwickelt, dokumentiert, 
erprobt, umgesetzt, kontrolliert und gepflegt werden, die die Verarbeitung 
zuverlässiger, genauer und aktueller Daten im Einklang mit den nach Absatz 1 
ermittelten Risiken sicherstellt; 

(c) die Aufgabentrennung bei den Datenfluss- und Kontrollaktivitäten sowie die 
Verwaltung der erforderlichen Kompetenzen  

(d) interne Überprüfungen und Validierung von Daten; 

(e) Berichtigungen und Korrekturmaßnahmen; 
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(f) die Kontrolle von ausgelagerten Prozessen; 

(g) das Führen von Aufzeichnungen und die Dokumentation, einschließlich der 
Verwaltung von Dokumentenversionen. 

4. Für die Zwecke von Absatz 3 Buchstabe a trägt der Anlagenbetreiber dafür Sorge, 
dass alle maßgeblichen Messeinrichtungen auch vor ihrer Verwendung in einer den 
festgestellten Risiken angemessenen Weise in regelmäßigen Abständen kalibriert, 
justiert und kontrolliert sowie anhand von Messstandards geprüft werden, die – 
soweit vorhanden – auf international anerkannte Messstandards zurückgeführt 
werden können. 

Können bestimmte Teile der Messsysteme nicht kalibriert werden, so führt der 
Anlagenbetreiber diese Teile im Plan zur Überwachungsmethodik auf und schlägt 
alternative Kontrollaktivitäten vor.  

Stellt sich heraus, dass die Einrichtungen die geforderte Leistung nicht erbringen, so 
trifft der Anlagenbetreiber unverzüglich die erforderlichen Abhilfemaßnahmen.  

5. Für die Zwecke des Absatzes 3 Buchstabe d überprüft und validiert der 
Anlagenbetreiber Daten aus den Datenflussaktivitäten gemäß Absatz 2. 

Eine solche Datenüberprüfung und -validierung umfasst 

(a) eine Prüfung der Vollständigkeit der Daten; 

(b) einen Vergleich der Daten, die der Anlagenbetreiber während des 
vorangegangenen Bezugszeitraums bestimmt hat, und vor allem 
Kohärenzkontrollen auf der Grundlage von Zeitreihen der 
Treibhausgaseffizienz jedes Anlagenteils; 

(c) einen Vergleich der Daten und Werte aus verschiedenen operationellen 
Datenerhebungssystemen, insbesondere für Produktionsprotokolle, 
Verkaufszahlen und Lagerbestände von Produkten, auf die sich die Produkt-
Benchmarks beziehen; 

(d) Vergleiche und Vollständigkeitsüberprüfungen von Daten auf der Ebene der 
Anlagen und Anlagenteile, um sicherzustellen, dass die Anforderungen gemäß 
Artikel 10 Absatz 5 erfüllt sind. 

6. Für die Zwecke des Absatzes 3 Buchstabe e stellt der Anlagenbetreiber sicher, dass 
Abhilfemaßnahmen ergriffen werden und betroffene Daten umgehend korrigiert 
werden, wenn Datenfluss- oder Kontrollaktivitäten nicht wirksam funktionieren oder 
die in der Dokumentation der Verfahren für diese Aktivitäten festgelegten 
Bestimmungen nicht eingehalten werden. 

7. Lagert der Anlagenbetreiber eine oder mehrere der Datenfluss- bzw. 
Kontrollaktivitäten gemäß Absatz 1 aus, so trifft er für die Zwecke des Absatzes 3 
Buchstabe f alle nachstehenden Maßnahmen: 

(a) Prüfung der Qualität der ausgelagerten Datenflussaktivitäten und 
Kontrollaktivitäten im Einklang mit dieser Verordnung; 

(b) Festlegung geeigneter Anforderungen an die Ergebnisse der ausgelagerten 
Prozesse sowie an die in diesen Prozessen angewendeten Methoden;  

(c) Prüfung der Qualität der Ergebnisse und Methoden gemäß Buchstabe b;  
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(d) Gewährleistung, dass die ausgelagerten Aktivitäten so durchgeführt werden, 
dass auf die in der Risikobewertung gemäß Absatz 1 identifizierten inhärenten 
Risiken und Kontrollrisiken reagiert wird. 

8. Der Anlagenbetreiber überwacht die Wirksamkeit des Kontrollsystems unter 
anderem durch interne Überprüfungen und Berücksichtigung der Feststellungen der 
Prüfstelle während der Prüfung der Berichte für die Zwecke des Artikels 4 Absatz 2. 

Sollte der Anlagenbetreiber feststellen, dass das Kontrollsystem unwirksam oder den 
identifizierten Risiken nicht angemessen ist, so bemüht er sich, das Kontrollsystem 
zu verbessern sowie den Plan zur Überwachungsmethodik oder gegebenenfalls die 
ihm zugrunde liegenden schriftlichen Verfahren für Datenflussaktivitäten, 
Risikobewertungen und Kontrollaktivitäten zu aktualisieren. 

 

Artikel 12 

Datenlücken 

1. Ist es aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, den von der 
zuständigen Behörde genehmigten Plan zur Überwachungsmethodik anzuwenden, so 
wendet der Anlagenbetreiber entweder im Einklang mit Artikel 10 Absatz 5 eine 
Methode auf der Grundlage der alternativen Datenquellen, die im Plan zur 
Überwachungsmethodik zum Zweck von Bestätigungsprüfungen aufgeführt sind, 
oder, wenn eine solche Alternativen im Plan zur Überwachungsmethodik nicht 
vorgesehen ist, eine alternative Methode, die nach Maßgabe der allgemeinen 
Datenquellen und ihrer Hierarchie gemäß Anhang VII Abschnitt 4 die höchste 
Genauigkeit bietet, oder einen konservativen Schätzansatz an, bis die Bedingungen 
für die Anwendung des genehmigten Plans zur Überwachungsmethodik 
wiederhergestellt wurden.  

Der Anlagenbetreiber trifft alle erforderlichen Vorkehrungen, um eine zügige 
Anwendung des genehmigten Plans zur Überwachungsmethodik zu erreichen. 

2. Fehlen für den Bezugsdatenbericht relevante Daten, für die der Plan zur 
Überwachungsmethodik keine alternativen Überwachungsmethoden oder 
alternativen Datenquellen für Bestätigungsdaten oder zur Schließung der Datenlücke 
vorsieht, so verwendet der Anlagenbetreiber eine geeignete Schätzmethode zur 
Bestimmung konservativer Ersatzdaten für den betreffenden Zeitraum und den 
fehlenden Parameter, insbesondere auf der Grundlage bewährter Branchenpraxis 
sowie aktueller wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse, und gibt in einem 
Anhang zum Bezugsdatenbericht eine angemessene Begründung für die Datenlücke 
und die Verwendung dieser Methoden an. 

3. Wird gemäß Absatz 1 vorübergehend vom genehmigten Plan zur 
Überwachungsmethodik abgewichen oder fehlen Daten, die für den Bericht gemäß 
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a oder Artikel 5 Absatz 2 relevant sind, so stellt der 
Anlagenbetreiber umgehend ein schriftliches Verfahren zur künftigen Vermeidung 
derartiger Datenlücken auf und ändert den Plan zur Überwachungsmethodik im 
Einklang mit Artikel 9 Absatz 3. Ferner bewertet der Anlagenbetreiber, ob und 
inwiefern die Kontrollaktivitäten gemäß Artikel 11 Absatz 3 aktualisiert werden 
müssen und ändert gegebenenfalls diese Kontrollaktivitäten und die relevanten 
schriftlichen Verfahren. 
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Artikel 13 

Verwendung elektronischer Vorlagen  

Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass die Anlagenbetreiber und Prüfstellen für die 
Übermittlung der Bezugsdatenberichte, des Plans zur Überwachungsmethodik und der 
Prüfberichte gemäß Artikel 4 Absatz 2 sowie für die Übermittlung der Berichte neuer 
Marktteilnehmer, der Pläne zur Überwachungsmethodik und der Prüfberichte gemäß Artikel 5 
Absatz 2 elektronische Vorlagen oder spezifische Dateiformate verwenden müssen.  

 

KAPITEL III 

ZUTEILUNGSREGELN 

  

Artikel 14 

Nationale Umsetzungsmaßnahmen 

1. In dem Verzeichnis gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG, das der 
Kommission unter Verwendung einer von ihr zur Verfügung gestellten 
elektronischen Vorlage übermittelt wird, sind alle Stromerzeuger, kleine Anlagen, 
die gemäß Artikel 27 und 27a der Richtlinie 2003/87/EG aus dem EU-EHS 
ausgeschlossen werden können, sowie Anlagen, die gemäß Artikel 24 der Richtlinie 
in das EU-EHS einbezogen werden, aufgeführt.  

2. Das Verzeichnis gemäß Absatz 1 enthält für jede Bestandsanlage, für die ein Antrag 
auf kostenlose Zuteilung gestellt wird, die folgenden Angaben: 

(a) Angaben zur Identifizierung der Anlage und ihrer Grenzen in Form des 
Kenncodes der Anlage im Transaktionsprotokoll der Europäischen Union 
(EUTL); 

(b) Angaben zu den Tätigkeiten und zur Berechtigung zur kostenlosen Zuteilung;  

(c) Angaben zur Identifizierung jedes Anlagenteils einer Anlage; 

(d) für jeden Anlagenteil die jährliche Aktivitätsrate und die jährlichen Emissionen 
in jedem Jahr des betreffenden Bezugszeitraums; 

(e) für jeden Anlagenteil Angaben dazu, ob er einen Sektor oder Teilsektor 
betrifft, von dem angenommen wird, dass er einem gemäß Artikel 10b 
Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko einer 
Verlagerung von CO2-Emissionen ausgesetzt ist, gegebenenfalls einschließlich 
der PRODCOM-Codes der erzeugten Produkte; 

(f) für jeden Anlagenteil die gemäß Anhang IV übermittelten Daten.  

3. Nach Erhalt des Verzeichnisses gemäß Absatz 1 prüft die Kommission den Eintrag 
jeder einzelnen Anlage im Verzeichnis und die jeweils übermittelten Daten gemäß 
Absatz 2. 

4. Sofern die Kommission den Eintrag einer Anlage im Verzeichnis nicht ablehnt, 
werden die Daten für die Berechnung der angepassten Benchmarkwerte gemäß 
Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG herangezogen. 

5. Die Mitgliedstaaten legen die vorläufige jährliche Zahl der je Anlage kostenlos 
zuzuteilenden Zertifikate anhand der gemäß Artikel 16 Absätze 2 bis 7 und 
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Artikel 19 bis 22 bestimmten, angepassten Benchmarkwerte für den betreffenden 
Zuteilungszeitraum fest und teilen diese mit. 

6. Nach Übermittlung der vorläufigen jährlichen Zahl kostenlos zuzuteilender 
Zertifikate für den betreffenden Zuteilungszeitraum legt die Kommission 
gegebenenfalls den Faktor gemäß Artikel 10a Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG 
fest, indem sie die Summe der vorläufigen jährlichen Zahl der Zertifikate, die in dem 
betreffenden Zuteilungszeitraum unter Anwendung der Faktoren gemäß Anhang V 
dieser Verordnung Anlagen in jedem Jahr zuzuteilen ist, mit der jährlichen Zahl der 
Zertifikate vergleicht, die gemäß Artikel 10a Absätze 5 und 5a der 
Richtlinie 2003/87/EG für Anlagen berechnet wird, wobei der maßgebliche Anteil 
der jährlich EU-weit vergebenen Gesamtmenge gemäß Artikel 10 Absatz 1 und 
Artikel 10a Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG einbezogen wird. Bei der Festlegung 
werden gegebenenfalls Einbeziehungen gemäß Artikel 24 und Ausschlüsse gemäß 
Artikel 27 und 27a der Richtlinie 2003/87/EG berücksichtigt.  

7. Sobald der Faktor gemäß Artikel 10a Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG festgelegt 
wurde, legen die Mitgliedstaaten im Einklang mit Artikel 16 Absatz 8 die endgültige 
jährliche Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate für jedes Jahr des 
betreffenden Zuteilungszeitraums fest und übermitteln sie der Kommission. 

8. Die Mitgliedstaaten stellen der Kommission die gemäß Artikel 4 Absatz 2 erhaltenen 
Berichte auf Verlangen zur Verfügung. 

 

Artikel 15 

Historische Aktivitätsrate für Bestandsanlagen 

1. Die Mitgliedstaaten bewerten die gemäß Artikel 4 Absatz 2 eingereichten 
Bezugsdatenberichte und Prüfberichte, um die Konformität mit den Anforderungen 
dieser Verordnung zu gewährleisten. Die zuständige Behörde verlangt 
gegebenenfalls von den Anlagenbetreibern, Nichtkonformitäten oder Fehler zu 
berichtigen, die sich auf die Festlegung der historischen Aktivitätsraten auswirken. 
Die zuständige Behörde kann Anlagenbetreiber auffordern, zusätzlich zu den zur 
Verfügung zu stellenden Informationen und Unterlagen gemäß Artikel 4 Absatz 2 
weitere Daten zu übermitteln. 

2. Auf der Grundlage der bewerteten Bezugsdatenberichte und Prüfberichte legen die 
Mitgliedstaaten die historischen Aktivitätsraten jedes Anlagenteils und jeder Anlage 
für den entsprechenden Bezugszeitraum fest. Die Mitgliedstaaten können nur dann 
beschließen, historische Aktivitätsraten festzulegen, wenn die Daten zu einer Anlage 
mit zufriedenstellendem Ergebnis geprüft wurden oder wenn zu ihrer Zufriedenheit 
nachgewiesen wurde, dass die Datenlücken, auf die sich das Gutachten der Prüfstelle 
stützt, außergewöhnlichen und unvorhersehbaren Umständen zuzuschreiben sind, die 
selbst mit gebührender Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können. 

3. Die produktbezogene historische Aktivitätsrate ist für jedes Produkt, für das gemäß 
Anhang I eine Produkt-Benchmark festgesetzt wurde, der arithmetische Mittelwert 
der historischen Produktion dieses Produktes in der betreffenden Anlage in jedem 
Jahr des Bezugszeitraums. 

4. Die wärmebezogene historische Aktivitätsrate ist der als Terajoule/Jahr angegebene 
arithmetische Mittelwert des historischen jährlichen Imports messbarer Nettowärme 
aus einer EU-EHS-Anlage und/oder der Erzeugung messbarer Nettowärme während 
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des Bezugszeitraums, soweit diese Wärme innerhalb der Anlagengrenzen für die 
Herstellung von Produkten, für die Erzeugung anderer als zur Stromerzeugung 
verwendeter mechanischer Energie, für die Heizung oder für die Kühlung, jedoch 
nicht zur Stromerzeugung, verbraucht oder an nicht unter das EU-EHS fallende 
Anlagen oder eine andere Einrichtung, jedoch nicht zur Stromerzeugung, exportiert 
wird. 

Die fernwärmebezogene historische Aktivitätsrate ist der als Terajoule/Jahr 
angegebene arithmetische Mittelwert des historischen jährlichen Imports messbarer 
Wärme aus einer EU-EHS-Anlage und/oder der Erzeugung messbarer Wärme 
während des Bezugszeitraums, soweit diese Wärme für Fernwärmezwecke exportiert 
wird. 

5. Die brennstoffbezogene historische Aktivitätsrate ist der als Terajoule/Jahr 
angegebene arithmetische Mittelwert des historischen jährlichen Verbrauchs an 
Brennstoffen zur Erzeugung nicht messbarer Wärme während des Bezugszeitraums, 
die für die Herstellung von Produkten, für die Erzeugung anderer als zur 
Stromerzeugung verwendeter mechanischer Energie, für die Heizung oder für die 
Kühlung, jedoch nicht zur Stromerzeugung, verbraucht wird, einschließlich der 
Erzeugung nicht messbarer Wärme durch Sicherheitsabfackelung. 

6. Bei Prozessemissionen, die während des Bezugszeitraums im Zusammenhang mit 
der Herstellung von Produkten in der betreffenden Anlage entstehen, bezieht sich die 
prozessbezogene historische Aktivitätsrate auf den als Tonnen CO2-Äquivalent 
angegebenen arithmetischen Mittelwert der historischen jährlichen 
Prozessemissionen. 

7. Zur Bestimmung der arithmetischen Mittelwerte gemäß den Absätzen 3 bis 6 werden 
nur die Kalenderjahre berücksichtigt, in denen die Anlage mindestens einen Tag lang 
in Betrieb war. 

War ein Anlagenteil während des maßgeblichen Bezugszeitraums weniger als zwei 
Kalenderjahre in Betrieb, so sind die historischen Aktivitätsraten die Aktivitätsraten 
des ersten Kalenderjahres des Betriebs nach Aufnahme des Normalbetriebs des 
Anlagenteils. 

War ein Anlagenteil während des Bezugszeitraums nach Aufnahme des 
Normalbetriebs kein ganzes Kalenderjahr in Betrieb, wird die historische 
Aktivitätsrate bestimmt, wenn der Bericht über die Aktivitätsrate nach dem ersten 
Kalenderjahr des Betriebs eingereicht wird.  

8. Abweichend von Absatz 3 bestimmen die Mitgliedstaaten die produktbezogene 
historische Aktivitätsrate für Produkte, auf die die Produkt-Benchmarks gemäß 
Anhang III Anwendung finden, auf Basis des arithmetischen Mittelwerts der 
historischen Jahresproduktion nach den im selben Anhang festgelegten Formeln. 

 

Artikel 16 

Zuteilung auf Anlagenebene für Bestandsanlagen 

1. Hat der Betreiber einer Bestandsanlage einen gültigen Antrag auf kostenlose 
Zuteilung gemäß Artikel 4 gestellt, so berechnet der betreffende Mitgliedstaat auf der 
Grundlage der gemäß Artikel 14 erhobenen Daten für jedes Jahr die Zahl der 
Emissionszertifikate, die dieser Anlage ab dem Jahr 2021 kostenlos zuzuteilen ist. 
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2. Zum Zwecke der Berechnung gemäß Absatz 1 bestimmen die Mitgliedstaaten 
zunächst die vorläufige jährliche Zahl der den einzelnen Anlagenteilen kostenlos 
zuzuteilenden Emissionszertifikate, wobei die vorläufige jährliche Zahl der in einem 
gegebenen Jahr kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate 

(a) für Anlagenteile mit Produkt-Benchmark dem gemäß Artikel 10a Absatz 2 der 
Richtlinie 2003/87/EG festgelegten Wert dieser Produkt-Benchmark für den 
betreffenden Zuteilungszeitraum, multipliziert mit der maßgeblichen 
produktbezogenen historischen Aktivitätsrate, entsprechen muss; 

(b) für Anlagenteile mit Wärme-Benchmark dem gemäß Artikel 10a Absatz 2 der 
Richtlinie 2003/87/EG festgelegten Wert der Benchmark für messbare Wärme 
für den betreffenden Zuteilungszeitraum, multipliziert mit der 
wärmebezogenen historischen Aktivitätsrate für den Verbrauch oder den 
Export messbarer Wärme, ausgenommen Fernwärme, an nicht unter das EHS 
fallende Anlagen oder andere Einheiten entsprechen muss; 

(c) für Fernwärmeanlagenteile dem gemäß Artikel 10a Absatz 2 der 
Richtlinie 2003/87/EG festgelegten Wert der Benchmark für messbare Wärme 
für den betreffenden Zuteilungszeitraum, multipliziert mit der 
fernwärmebezogenen historischen Aktivitätsrate, entsprechen muss; 

(d) für Anlagenteile mit Brennstoff-Benchmark dem gemäß Artikel 10a Absatz 2 
der Richtlinie 2003/87/EG festgelegten Wert der Brennstoff-Benchmark für 
den maßgeblichen Fünfjahreszeitraum, multipliziert mit der 
brennstoffbezogenen historischen Aktivitätsrate für den verbrauchten 
Brennstoff, entsprechen muss; 

(e) für Anlagenteile mit Prozessemissionen der prozessbezogenen historischen 
Aktivitätsrate, multipliziert mit 0,97, entsprechen muss. 

War ein Anlagenteil nach Aufnahme des Normalbetriebs während des 
Bezugszeitraums weniger als ein Kalenderjahr in Betrieb, wird die vorläufige 
Zuteilung für den betreffenden Zuteilungszeitraum festgelegt, nachdem die 
historische Aktivitätsrate gemeldet wurde. 

3. Zum Zwecke des Artikels 10b Absatz 4 der Richtlinie 2003/87/EG werden auf die 
vorläufige jährliche Zahl kostenlos zuzuteilender Emissionszertifikate, die für jeden 
Anlagenteil gemäß Absatz 2 dieses Artikels für das betreffende Jahr bestimmt 
werden, die in Anhang V dieser Verordnung festgelegten Faktoren angewandt, 
soweit die in diesen Anlagenteilen stattfindenden Prozesse Sektoren oder 
Teilsektoren betreffen, von denen angenommen wird, dass sie keinem gemäß 
Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko der 
Verlagerung von CO2-Emissionen ausgesetzt sind. 

Abweichend von Unterabsatz 1 ist für Fernwärmeanlagenteile ein Faktor von 0,3 
anzuwenden. 

4. Betreffen die in den Anlagenteilen gemäß Absatz 2 stattfindenden Prozesse Sektoren 
oder Teilsektoren, von denen angenommen wird, dass sie einem gemäß Artikel 10b 
Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko der Verlagerung 
von CO2-Emissionen ausgesetzt sind, so ist der Faktor 1 anzuwenden.  

5. Die vorläufige jährliche Zahl der Emissionszertifikate, die kostenlos Anlagenteilen 
zuzuteilen sind, die messbare Wärme aus Anlagenteilen bezogen haben, die unter die 
Salpetersäure-Benchmark fallende Produkte herstellen, wird um den historischen 
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Jahresverbrauch dieser Wärme während der maßgeblichen Bezugszeiträume, 
multipliziert mit dem gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG 
festgelegten Wert der Wärme-Benchmark für diese messbare Wärme für den 
betreffenden Zuteilungszeitraum, gekürzt. 

Ab dem Jahr 2026 wird die vorläufige jährliche Zahl der Emissionszertifikate, die 
Anlagenteilen mit Produkt-Benchmark für den betreffenden Zuteilungszeitraum 
kostenlos zuzuteilen sind, um die historischen Jahresemissionen aus dem Abfackeln 
von Restgasen – ausgenommen Sicherheitsabfackelung –, die nicht für die Zwecke 
der Erzeugung messbarer Wärme, nicht messbarer Wärme oder Strom verwendet 
werden, gekürzt. 

6. Die vorläufige jährliche Zahl der jeder Anlage kostenlos zuzuteilenden 
Emissionszertifikate entspricht der Summe der gemäß den Absätzen 2 bis 5 
berechneten vorläufigen jährlichen Zahl an Emissionszertifikaten, die allen 
Anlagenteilen kostenlos zuzuteilen sind. 

Besteht eine Anlage aus Anlagenteilen, in denen Zell- oder Holzstoff (Kurzfaser-
Sulfatzellstoff, Langfaser-Sulfatzellstoff, thermo-mechanischer Holzstoff und 
mechanischer Holzstoff, Sulfitzellstoff oder anderer, nicht unter eine Produkt-
Benchmark fallender Zellstoff) hergestellt und aus denen messbare Wärme an andere 
technisch angeschlossene Anlagenteile exportiert wird, so wird für die Berechnung 
der vorläufigen Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate — 
unbeschadet der vorläufigen jährlichen Zahl der anderen Anlagenteilen der 
betreffenden Anlage kostenlos zuzuteilenden Zertifikate — die vorläufige jährliche 
Zahl kostenlos zuzuteilender Emissionszertifikate nur insoweit berücksichtigt, als die 
von diesem Anlagenteil produzierten Zellstoffprodukte in den Verkehr gebracht und 
nicht in derselben Anlage oder in technisch angeschlossenen Anlagen zu Papier 
verarbeitet werden. 

7. Bei der Berechnung der vorläufigen jährlichen Zahl der den einzelnen Anlagen 
kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate tragen die Mitgliedstaaten und die 
Anlagenbetreiber dafür Sorge, dass Emissionen oder Aktivitätsraten nicht doppelt 
gezählt werden und die Zuteilung nicht negativ ist. Insbesondere dürfen, wenn ein 
Zwischenprodukt, das entsprechend der Definition der jeweiligen Systemgrenzen 
gemäß Anhang I unter eine Produkt-Benchmark fällt, von einer Anlage importiert 
wird, die Emissionen bei der Berechnung der vorläufigen jährlichen Zahl der den 
beiden Anlagen kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate nicht doppelt gezählt 
werden.  

8. Die endgültige jährliche Zahl der jeder Bestandsanlage, ausgenommen Anlagen 
gemäß Artikel 10a Absatz 3 der Richtlinie 2003/87/EG, kostenlos zuzuteilenden 
Emissionszertifikate entspricht der vorläufigen jährlichen Zahl der 
Emissionszertifikate, die jeder Anlage nach dem Verfahren von Absatz 6 des 
vorliegenden Artikels kostenlos zuzuteilen sind, multipliziert mit dem gemäß 
Artikel 14 Absatz 6 dieser Verordnung festgelegten Faktor. 

Für unter Artikel 10a Absatz 3 der Richtlinie 2003/87/EG fallende und für die 
Zuteilung kostenloser Emissionszertifikate infrage kommende Anlagen entspricht die 
endgültige jährliche Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate der 
vorläufigen jährlichen Zahl der Emissionszertifikate, die jeder Anlage nach dem 
Verfahren von Absatz 6 des vorliegenden Artikels kostenlos zuzuteilen sind, jährlich 
korrigiert durch den linearen Faktor gemäß Artikel 9 der Richtlinie 2003/87/EG, 
wobei die vorläufige jährliche Zahl der der betreffenden Anlage für das Jahr 2013 
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kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate als Bezugsgröße herangezogen wird, 
außer für Jahre, in denen diese Zuteilungen gemäß Artikel 10a Absatz 5 der 
Richtlinie 2003/87/EG einheitlich angepasst werden. 

Abweichend von Unterabsatz 2 entspricht die endgültige jährliche Zahl der kostenlos 
zuzuteilenden Emissionszertifikate für jedes Jahr, in dem der Faktor gemäß 
Artikel 14 Absatz 6 für Anlagen gemäß Artikel 10a Absatz 3 der 
Richtlinie 2003/87/EG, die für die Zuteilung kostenloser Emissionszertifikate infrage 
kommen, weniger als 100 % beträgt, der gemäß Absatz 6 des vorliegenden Artikels 
festgelegten vorläufigen jährlichen Zahl der jeder Anlage kostenlos zuzuteilenden 
Emissionszertifikate, die jährlich anhand des gemäß Artikel 14 Absatz 6 dieser 
Verordnung festgelegten Faktors berichtigt wird. 

9. Für die Berechnungen gemäß den Absätzen 1 bis 8 wird die Zahl der Zertifikate für 
Anlagenteile und Anlagen auf die nächste ganze Zahl gerundet. 

 

Artikel 17 

Historische Aktivitätsrate für neue Marktteilnehmer 

Die Mitgliedstaaten legen historische Aktivitätsraten für jeden neuen Marktteilnehmer und 
seine Anlagenteile wie folgt fest: 

(a) Die produktbezogene historische Aktivitätsrate entspricht bei jedem Produkt, 
für das gemäß Anhang I oder gemäß Artikel 24 der Richtlinie 2003/87/EG eine 
Produkt-Benchmark festgesetzt wurde, der im ersten Kalenderjahr nach 
Aufnahme des Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate für die Herstellung 
dieses Produktes in dem betreffenden Anlagenteil. 

(b) Die wärmebezogene historische Aktivitätsrate entspricht der im ersten 
Kalenderjahr nach Aufnahme des Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate für 
den Import messbarer Wärme aus einer EU-EHS-Anlage und/oder die 
Erzeugung messbarer Wärme, die innerhalb der Anlagengrenzen für die 
Herstellung von Produkten, die Erzeugung anderer als zur Stromerzeugung 
verwendeter mechanischer Energie, zur Heizung oder zur Kühlung, jedoch 
nicht zur Stromerzeugung, verbraucht oder die an eine nicht unter das EU-EHS 
fallende Anlage oder andere Einrichtung, jedoch nicht zur Stromerzeugung, 
exportiert wird. 

(c) Die fernwärmebezogene historische Aktivitätsrate entspricht der im ersten 
Kalenderjahr nach Aufnahme des Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate für 
den Import messbarer Wärme aus einer EU-EHS-Anlage und/oder für die 
Erzeugung messbarer Wärme, die für Fernwärmezwecke exportiert wird. 

(d) Die brennstoffbezogene historische Aktivitätsrate entspricht der im ersten 
Kalenderjahr nach Aufnahme des Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate für 
den Verbrauch von Brennstoffen zur Erzeugung nicht messbarer Wärme, die 
für die Herstellung von Produkten, die Erzeugung anderer als zur 
Stromerzeugung verwendeter mechanischer Energie, zur Heizung oder zur 
Kühlung der betreffenden Anlage, jedoch nicht zur Stromerzeugung, 
verbraucht wird, einschließlich der Erzeugung nicht messbarer Wärme durch 
Sicherheitsabfackelung. 
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(e) Die prozessemissionsbezogene Aktivitätsrate entspricht der im ersten 
Kalenderjahr nach Aufnahme des Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate der 
Prozesseinheit für die Produktion von Prozessemissionen. 

(f) Abweichend von Buchstabe a entspricht die produktbezogene historische 
Aktivitätsrate für Produkte, auf die die Produkt-Benchmarks gemäß Anhang III 
Anwendung finden, der im ersten Kalenderjahr nach Aufnahme des 
Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate des betreffenden Anlagenteils für die 
Herstellung dieses Produkts nach den im selben Anhang festgelegten Formeln. 

 

Artikel 18 

Zuteilung an neue Marktteilnehmer 

1. Für die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten an neue Marktteilnehmer 
berechnen die Mitgliedstaaten die vorläufige jährliche Zahl der bei Aufnahme des 
Normalbetriebs der Anlage kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate wie folgt 
und für jeden Anlagenteil separat: 

(a) Für jeden Anlagenteil mit Produkt-Benchmark, jeden Anlagenteil mit Wärme-
Benchmark und jeden Anlagenteil mit Brennstoff-Benchmark entspricht die 
vorläufige jährliche Zahl der für ein gegebenes Jahr kostenlos zuzuteilenden 
Emissionszertifikate dem Wert dieser Benchmark für den betreffenden 
Zeitraum, multipliziert mit der entsprechenden jährlichen Aktivitätsrate. 

(b) Für jeden Anlagenteil mit Prozessemissionen entspricht die vorläufige jährliche 
Zahl der für ein gegebenes Jahr kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate 
der prozessbezogenen historischen Aktivitätsrate, multipliziert mit 0,97. 

Für die Berechnung der vorläufigen jährlichen Zahl der kostenlos zuzuteilenden 
Emissionszertifikate für neue Marktteilnehmer gelten Artikel 16 Absätze 3, 4, 5 und 
7 sinngemäß. 

2. Die vorläufige jährliche Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate für 
das Kalenderjahr der Aufnahme des Normalbetriebs entspricht dem Wert des 
anwendbaren Benchmarkwerts für jeden Anlagenteil, multipliziert mit der 
Aktivitätsrate dieses Jahres.  

3. Die vorläufige jährliche Zahl der jeder Anlage kostenlos zuzuteilenden 
Emissionszertifikate entspricht der Summe der gemäß den Absätzen 1 und 2 
berechneten vorläufigen jährlichen Zahl an Emissionszertifikaten, die allen 
Anlagenteilen kostenlos zuzuteilen sind. Artikel 16 Absatz 6 Unterabsatz 2 findet 
Anwendung. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission für jede Anlage die jährliche Zahl der 
neuen Marktteilnehmern kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate unverzüglich 
mit.  

Emissionszertifikate aus der gemäß Artikel 10a Absatz 7 der Richtlinie 2003/87/EG 
angelegten Reserve für neue Marktteilnehmer werden ab dem Datum des Eingangs 
dieser Mitteilung von der Kommission nach dem Windhundverfahren zugeteilt. 

Die Kommission kann die vorläufige jährliche Zahl der einer bestimmten Anlage 
kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate ablehnen.  
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5. Die endgültige jährliche Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate 
entspricht der gemäß den Absätzen 1 bis 4 berechneten vorläufigen jährlichen Zahl 
der jeder Anlage kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate, die jährlich um den in 
Artikel 9 der Richtlinie 2003/87/EG genannten linearen Faktor korrigiert wird, wobei 
die vorläufige jährliche Zahl der der betreffenden Anlage für das erste Jahr des 
betreffenden Zuteilungszeitraums kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate als 
Bezugsgröße zugrunde gelegt wird. 

6. Für die Berechnungen gemäß den Absätzen 1 bis 5 wird die Zahl der Zertifikate für 
Anlagenteile und Anlagen auf die nächste ganze Zahl gerundet. 

 

Artikel 19 

Zuteilung für Steamcracken 

Abweichend von Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a 
entspricht die vorläufige jährliche Zahl Emissionszertifikate, die einem Anlagenteil mit 
Produkt-Benchmark für die Herstellung chemischer Wertprodukte (im Folgenden „CWP“) 
kostenlos zuzuteilen sind, dem mit der gemäß Anhang III bestimmten historischen 
Aktivitätsrate multiplizierten Wert der Produkt-Benchmark für das Steamcracken für den 
betreffenden Zuteilungszeitraum, multipliziert mit dem Quotienten aus den in Tonnen CO2-
Äquivalent angegebenen gesamten Direktemissionen, einschließlich der gemäß Artikel 22 
Absatz 2 berechneten Emissionen aus dem Nettowärmeimport, während des Bezugszeitraums 
gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des 
Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a, und der Summe dieser gesamten 
Direktemissionen und der gemäß Artikel 22 Absatz 3 berechneten maßgeblichen indirekten 
Emissionen während des Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls 
des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a. 
Dem Ergebnis dieser Berechnung hinzuzurechnen sind 1,78 Tonnen CO2 je Tonne 
Wasserstoff, multipliziert mit dem Mittelwert der in Tonnen Wasserstoff angegebenen 
historischen Produktion von Wasserstoff aus zusätzlichen Einsatzstoffen, 0,24 Tonnen CO2 je 
Tonne Ethen, multipliziert mit dem Mittelwert der in Tonnen Ethen angegebenen historischen 
Produktion von Ethen aus zusätzlichen Einsatzstoffen, und 0,16 Tonnen CO2 je Tonne CWP, 
multipliziert mit dem Mittelwert der in Tonnen CWP angegebenen historischen Produktion 
anderer chemischer Wertprodukte als Wasserstoff und Ethen aus zusätzlichen Einsatzstoffen.  

 

Artikel 20 

Zuteilung für Vinylchlorid-Monomer 

Abweichend von Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a 
entspricht die vorläufige jährliche Zahl Emissionszertifikate, die einem Anlagenteil für die 
Herstellung von Vinylchlorid-Monomer (im Folgenden „VCM“) kostenlos zuzuteilen sind, 
dem mit der historischen Aktivitätsrate der in Tonnen angegebenen VCM-Produktion 
multiplizierten Wert der VCM-Benchmark für den entsprechenden Zuteilungszeitraum, 
multipliziert mit dem Quotienten aus den in Tonnen CO2-Äquivalent angegebenen 
Direktemissionen aus der VCM-Herstellung, einschließlich der gemäß Artikel 22 Absatz 2 
berechneten Emissionen aus dem Nettowärmeimport, während des Bezugszeitraums gemäß 
Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des 
Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a, und der Summe dieser Direktemissionen und 
der in Tonnen CO2-Äquivalent angegebenen, auf Basis des in Terajoule (TJ) angegebenen 
historischen Wärmeverbrauchs aus der Wasserstoffverbrennung berechneten 
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wasserstoffbezogenen Emissionen aus der VCM-Herstellung während des Bezugszeitraums 
gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des 
Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a, multipliziert mit dem Wert der Wärme-
Benchmark für den entsprechenden Zuteilungszeitraum. 

 

Artikel 21 

Wärmeflüsse zwischen Anlagen 

Umfasst ein Anlagenteil mit Produkt-Benchmark aus einer nicht unter das EU-EHS fallenden 
Anlage oder anderen Einrichtung importierte messbare Wärme, wird die gemäß Artikel 16 
Absatz 2 Buchstabe a oder gegebenenfalls Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a berechnete 
vorläufige jährliche Zahl der dem betreffenden Anlagenteil mit Produkt-Benchmark kostenlos 
zuzuteilenden Emissionszertifikate um die Wärmemenge gekürzt, die in dem betreffenden 
Jahr aus einer nicht unter das EU-EHS fallenden Anlage oder anderen Einrichtung historisch 
importiert wurde, multipliziert mit dem Wert der Wärme-Benchmark für messbare Wärme für 
den entsprechenden Zuteilungszeitraum. 

 

Artikel 22 

Austauschbarkeit von Brennstoff und Strom 

1. Für jeden Anlagenteil mit einer Produkt-Benchmark gemäß Anhang I Abschnitt 2, 
bei dem die Austauschbarkeit von Brennstoff und Strom berücksichtigt wird, 
entspricht die vorläufige jährliche Zahl kostenlos zuzuteilender Emissionszertifikate 
dem mit der produktbezogenen historischen Aktivitätsrate multiplizierten Wert der 
maßgeblichen Produkt-Benchmark für den entsprechenden Zuteilungszeitraum, 
multipliziert mit dem Quotienten aus den in Tonnen CO2-Äquivalent angegebenen 
gesamten Direktemissionen, einschließlich der gemäß Absatz 2 berechneten 
Emissionen aus dem Nettowärmeimport, während des Bezugszeitraums gemäß 
Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme 
des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a, und der in Tonnen CO2-
Äquivalent angegebenen Summe dieser gesamten Direktemissionen und der gemäß 
Absatz 3 berechneten, maßgeblichen indirekten Emissionen während des 
Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten 
Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a. 

2. Für die Berechnung der Emissionen aus dem Nettowärmeimport wird die für die 
Herstellung des betreffenden Produktes benötigte Menge messbarer Wärme, die 
während des Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des 
ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 
Buchstabe a aus EU-EHS-Anlagen importiert wurde, mit dem Wärme-
Benchmarkwert für den entsprechenden Zuteilungszeitraum multipliziert. 

3. Für die Berechnung der indirekten Emissionen beziehen sich die maßgeblichen 
indirekten Emissionen auf den in Megawattstunden angegebenen maßgeblichen 
Stromverbrauch im Sinne der Definition der Prozesse und Emissionen gemäß 
Anhang I für die Herstellung des betreffenden Produktes während des 
Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten 
Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a, 
multipliziert mit 0,376 Tonnen CO2/Megawattstunde und ausgedrückt als Tonnen 
CO2. 
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Artikel 23 

Änderungen der Zuteilung an Anlagen 

1. Die Anlagenbetreiber teilen der zuständigen Behörde jede Änderung des Betriebs 
einer Anlage, die sich auf die Zuteilung an die Anlage auswirkt, mit. Die 
Mitgliedstaaten können eine Frist für diese Mitteilung festsetzen und die 
Verwendung elektronischer Vorlagen oder spezifischer Dateiformate vorschreiben. 

2. Nach Bewertung der sachdienlichen Angaben übermittelt die zuständige Behörde der 
Kommission alle sachdienlichen Angaben, einschließlich der geänderten jährlichen 
Zahl der Emissionszertifikate, die der betreffenden Anlage kostenlos zuzuteilen sind.  

Die zuständige Behörde übermittelt die sachdienlichen Angaben gemäß 
Unterabsatz 1 über ein von der Kommission betriebenes elektronisches System. 

3. Die Kommission kann die geänderte endgültige jährliche Zahl der dieser Anlage 
kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate ablehnen.  

4. Die Kommission erlässt einen Beschluss auf der Grundlage der eingegangenen 
Mitteilung, informiert die betreffende zuständige Behörde und nimmt gegebenenfalls 
Änderungen in dem gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/87/EG eingerichtete 
Unionsregister und dem EU-Transaktionsprotokoll gemäß Artikel 20 der genannten 
Richtlinie vor.  

 

Artikel 24 

Verzicht auf die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten 

1. Ein Anlagenbetreiber, dem die kostenlose Zuteilung von Zertifikaten gewährt wurde, 
kann jederzeit in dem betreffenden Zuteilungszeitraum durch einen Antrag bei der 
zuständigen Behörde in Bezug auf alle oder auf bestimmte Anlagenteile darauf 
verzichten.  

2. Nach Bewertung der sachdienlichen Angaben übermittelt die zuständige Behörde der 
Kommission gemäß Artikel 23 Absatz 2 die geänderte endgültige jährliche Zahl der 
Emissionszertifikate, die der betreffenden Anlage kostenlos zugeteilt wird.  

Die geänderte Zuteilung betrifft die Kalenderjahre, die auf das Jahr der 
Antragstellung gemäß Absatz 1 folgen. 

3. Die Kommission erlässt einen Beschluss über den Verzicht und geht nach dem 
Verfahren gemäß Artikel 23 Absatz 4 vor.  

4. Der Anlagenbetreiber ist nicht berechtigt, seinen Antrag gemäß Absatz 1 im selben 
Zuteilungszeitraum zurückzuziehen. 

 

Artikel 25 

Fusionen und Spaltungen  

1. Die Betreiber neuer Anlagen, die aus einer Fusion oder einer Spaltung 
hervorgegangen sind, übermitteln der zuständigen Behörde nach Bedarf folgende 
Angaben: 
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(a) Namen, Anschriften und Kontaktdaten der Anlagenbetreiber der zuvor 
separaten oder einzigen Anlagen;  

(b) Namen, Anschriften und Kontaktdaten der Betreiber der neu gebildeten 
Anlagen; 

(c) gegebenenfalls eine ausführliche Beschreibung der Grenzen der betroffenen 
Anlagenteile; 

(d) die Genehmigungskennung und den Identifikationscode der neu gebildeten 
Anlage(n) im Unionsregister.  

2. Für aus Fusionen oder Spaltungen entstandene Anlagen werden den zuständigen 
Behörden die Berichte gemäß Artikel 4 Absatz 2 übermittelt. Handelte es sich bei 
den Anlagen vor der Fusion oder Spaltung um neue Marktteilnehmer, übermitteln die 
Anlagenbetreiber der zuständigen Behörde die Daten ab dem Zeitpunkt der 
Aufnahme des Normalbetriebs.  

3. Fusionen und Spaltungen von Anlagen, einschließlich Spaltungen innerhalb 
desselben Konzerns, werden von der zuständigen Behörde geprüft. Die zuständige 
Behörde teilt der Kommission den Wechsel der Anlagenbetreiber mit.  

Auf Grundlage der gemäß Absatz 2 übermittelten Daten bestimmt die zuständige 
Behörde die historische Aktivitätsrate im Bezugszeitraum für jeden Anlagenteil jeder 
nach der Fusion oder Spaltung neu gebildeten Anlage. Wird ein Anlagenteil in zwei 
oder mehrere Anlagenteile aufgespaltet, so basiert die historische Aktivitätsrate und 
die Zuteilung an die Anlagenteile nach der Spaltung auf der historischen 
Aktivitätsrate im Bezugszeitraum der jeweiligen technischen Einheiten der Anlage 
vor der Spaltung. 

4. Auf der Grundlage der historischen Aktivitätsraten nach einer Fusion oder Spaltung 
entspricht die kostenlose Zuteilung von Zertifikaten an Anlagen nach einer Fusion 
oder Spaltung der Gesamtzahl kostenloser Zertifikate vor der Fusion oder Spaltung. 

5. Die Kommission überprüft jede Zuteilung von Zertifikaten an die Anlagen nach einer 
Fusion oder Spaltung und teilt der zuständigen Behörde die Ergebnisse dieser 
Prüfung mit. 

 

Artikel 26 

Einstellung des Betriebs einer Anlage 

1. Es wird davon ausgegangen, dass eine Anlage ihren Betrieb eingestellt hat, wenn 
eine oder mehrere der folgenden Bedingungen gegeben sind: 

(a) Die entsprechende Genehmigung zur Emission von Treibhausgasen wurde 
entzogen, einschließlich wenn die Anlage die Schwellenwerte der in Anhang I 
der Richtlinie 2003/87/EG aufgeführten Tätigkeiten nicht mehr erreicht. 

(b) Die Anlage ist nicht mehr in Betrieb und der Betrieb kann aus technischen 
Gründen nicht wieder aufgenommen werden. 

2. Hat eine Anlage ihren Betrieb eingestellt, so stellt der betreffende Mitgliedstaat ab 
dem Jahr, das auf das Jahr der Betriebseinstellung folgt, die Vergabe von 
Emissionszertifikaten an diese Anlage ein. 
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3. Die Mitgliedstaaten können die Vergabe von Emissionszertifikaten an Anlagen 
aussetzen, die ihren Betrieb eingestellt haben, solange nicht feststeht, ob sie ihren 
Betrieb wieder aufnehmen werden.  

 

KAPITEL IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 27 

Aufhebung des Beschlusses 2011/278/EU  

Der Beschluss 2011/278/EU wird mit Wirkung vom 1. Januar 2021 aufgehoben. Er ist jedoch 
weiterhin auf Zuteilungen in Bezug auf den Zeitraum vor dem 1. Januar 2021 anwendbar. 

 

Artikel 28 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 

Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 19.12.2018 

 Für die Kommission 

 Der Präsident 

 Jean-Claude JUNCKER 
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